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Abkürzungen
AGR Amt für Gemeinden und Raumordnung
GG Gemeindegesetz
GO Gemeindeordnung
GV Gemeindeverordnung
GVGWR Reglement über Gemeindeversammlungen und Gemeindewahlen
OgR Organisationsreglement
PRV Verordnung über politische Rechte (PRV)

Farben
Änderungen
Text aus Reglement über Gemeindeversammlungen und Gemeindewahlen

OgR26 (neu) Gemeindeordnung 2005 (GO05)
(bestehend)

Bemerkungen

1. Organisation
1.1. Gemeindeorgane
Grundsatz Art. 1 Die Organe der Gemeinde sind:

a die Stimmberechtigten,
b der Gemeinderat und seine Mitglieder, soweit sie 

entscheidbefugt sind,
c die Kommissionen, soweit sie entscheidbefugt sind,
d das Rechnungsprüfungsorgan,
e das zur Vertretung der Gemeinde befugte Personal.

Organe Art. 21 1 Die Organe der Gemeinde sind:
a die Stimmberechtigten, handelnd als 

Gemeindeversammlung oder durch Ur-
nenwahl,

b der Gemeinderat und seine Mitglieder, 
soweit sie entscheidbefugt sind,

c alle Kommissionen mit Entscheidbefug-
nis,

d das zur Vertretung der Gemeinde be-
fugte Personal,

e das Rechnungsprüfungsorgan,
f die Resultateprüfungskommission, so-

weit eine wirkungsorientierte Verwal-
tungsführung im Sinne von Artikel 5 ge-
führt wird.

- gemäss Musterreglement AGR
- Löschung der Handlungsform der 

Stimmberechtigten in lit. a
- Übernahme Formulierung lit. c aus 

Musterreglement AGR
- Reihenfolge der lit. gemäss Muster-

reglement AGR
- Streichung lit. f Resultateprüfungs-

kommission, weil keine NPM-Instru-
mente; wäre zudem in lit. c enthal-
ten.

1.2. Stimmberechtigte
Grundsatz Art. 2 Die Stimmberechtigten sind das oberste 

Organ der Gemeinde.
- neu
- gemäss Musterreglement AGR
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Zuständig-
keit
a. Urne

Art. 3 1 Die Stimmberechtigten wählen an der Urne 
im Mehrheitswahlverfahren (Majorz) das Gemeinde-
präsidium aus der Mitte des Gemeinderates.

Urnenge-
meinde
Wahlen

Art. 36 1 Die Stimmberechtigten wählen an 
der Urne im Mehrheitswahlverfahren (Ma-
jorz) den Gemeindepräsidenten aus der 
Mitte des Gemeinderates.

- gemäss Musterreglement AGR, wo-
bei dort Wahl durch GV

- geschlechtergerechte Formulierung

2 Sie wählen an der Urne sieben Mitglieder des Ge-
meinderates im Verhältniswahlverfahren (Proporz).
3 Sie beschliessen an der Urne

a über die Gesamtrevisionen des Organisationsre-
glements und der Ortsplanung sowie über Ein- 
und Umzonungen, wenn das Geschäft ein zusam-
menhängendes Gebiet von mehr als 10'000 m2 
betrifft,

b einmalige und neue Ausgaben von mehr als 2 
Mio. Franken,

c die Fusion mit einer anderen Gemeinde, 
d Initiativen, soweit sie einen Gegenstand gemäss 

Art. 3 Abs. 3 Bst. a – c betreffen.

2 Sie wählen an der Urne im Verhältnis-
wahlverfahren (Proporz):
a sieben Mitglieder des Gemeinderates,
b sechs Mitglieder der Bau- und Be-

triebskommission,
c fünf Mitglieder der Bildungskommis-

sion,
d sechs Mitglieder der Resultateprü-

fungskommission, welche eingesetzt 
wird, sofern die Gemeinde die Leis-
tungserbringung ganz oder teilweise 
nach den in den Artikeln 5 ff umschrie-
benen Grundsätzen ausgestaltet.

Art. 37 2 Die Stimmberechtigten beschlies-
sen an der Urne:

a über die Gesamtrevisionen der Ge-
meindeordnung und der Ortsplanung 
sowie über Ein- und Umzonungen, 
wenn das Geschäft ein zu-sammen-
hängendes Gebiet von mehr als 10'000 
m2 betrifft, 

b einmalige und neue Ausgaben von 
mehr als 2 Mio. Franken,

c die Fusion mit einer anderen Ge-
meinde, 

d Initiativen, soweit sie einen Gegen-
stand gemäss Art. 37 Abs. 2 Bst. a – c 
betreffen. 

- neu: es sollen nur noch die sieben 
Gemeinderatsmitglieder im Proporz 
an der Urne gewählt werden.

- Neu: die Wahlen erfolgen alle durch 
den Gemeinderat.

- Streichung lit. d (Resultateprüfungs-
kommission)

- neu: Die Zuständigkeiten der Urnen-
geschäfte wird in Artikel 3 im Abs. 3 
übernommen.

b. Gemein-
deversamm-
lung

Art. 4 1 Die Gemeindeversammlung beschliesst un-
ter Vorbehalt von Art. 3 hiervor

a den Erlass, die Änderung und die Aufhebung 
des Organisationsreglements,

b den Erlass, die Änderungen und die Aufhebung 
der übrigen Gemeindereglemente, 

c die baurechtliche Grundordnung,

Gemeinde-
versamm-
lung
a Sachge-
schäfte

Art. 37 1 Die Stimmberechtigten beschlies-
sen an der Gemeindeversammlung:
a den Erlass und die Änderungen der 

Gemeindereglemente, 
b die baurechtliche Grundordnung,
c den Voranschlag der Laufenden Rech-

nung, die Anlage der obligatorischen 
sowie den Satz der fakultativen Ge-

- lit. a neu (+Umbenennung GO in 
OgR)

- lit. b gemäss Musterreglement
- lit. d gemäss Musterreglement; neu 

„Budget der Erfolgsrechnung“ statt 
„Voranschlag der Laufenden Rech-
nung“ gemäss HRM2,

- lit. e neu „Gebühren“ statt „Abgaben“
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d das Budget der Erfolgsrechnung, die Anlage 
der obligatorischen sowie den Satz der fakulta-
tiven Gemeindesteuern,

e die Grundzüge der Erhebung von Abgaben,
f einmalige und neue Ausgaben von mehr als 

CHF 300‘000.00,
g im Rahmen ihrer Zuständigkeit Verpflichtungs-

kredite für mehrere Einzelvorhaben, die in einer 
sachlichen Beziehung zueinander stehen als 
Rahmenkredite, einschliesslich der Laufzeit so-
wie der Kreditzuständigkeit für die Einzelvorha-
ben,

h Rechtsgeschäfte über Eigentum und dingliche 
Rechte an Grundstücken, wenn der Kaufpreis 
oder Schatzungswert über CHF 1‘000‘000.00 
liegt oder die jährlich wiederkehrenden Leistun-
gen CHF 60‘000.00 übersteigen,

i den Abschluss von Mietverträgen, sofern die 
Gemeinde als Mieterin einen jährlichen Miet-
zins inklusive Nebenkosten von mehr als CHF 
60‘000.00 schuldet,

j Nachkredite im Sinne von Artikel 13,
k die Gründung bzw. die Auflösung eines Ge-

meindeverbandes sowie den Beitritt in einen 
Gemeindeverband oder in eine Gemeindever-
bindung (Organisation, bei welcher die Ge-
meinde beteiligt ist) oder den Austritt aus einem 
Gemeindeverband oder einer Gemeindeverbin-
dung,

l von Gemeindeverbänden oder Gemeindever-
bindungen unterbreitete Geschäfte, sofern der 
damit für die Gemeinde verbundene Nettoanteil 
der Ausgabe die Zuständigkeit des Gemeinde-
rates überschreitet,

m Initiativbegehren (Artikel 24ff.).

meindesteuern und die Festsetzung 
der Hundetaxe,

d die Grundzüge der Erhebung von Ab-
gaben, mit Ausnahme der Kanzleige-
bühren und der Tarife für die Benüt-
zung der Turn- und Sportanlagen

e einmalige und neue Ausgaben von 
mehr als 150'000 Franken,

f Rechtsgeschäfte über Eigentum und 
dingliche Rechte an Grundstücken, 
wenn der Kaufpreis oder Schatzungs-
wert über 1 Million Franken liegt oder 
die jährlich wiederkehrenden Leistun-
gen 25'000 Franken übersteigen,

g den Abschluss von Mietverträgen, so-
fern die Gemeinde als Mieterin einen 
jährlichen Mietzins inklusive Nebenkos-
ten von mehr als 25'000 Franken 
schuldet,

h Nachkredite im Sinne von Artikel 13,
i die Gründung eines Gemeindeverban-

des sowie den Beitritt in einen Gemein-
deverband oder Gemeindeverbindung,

j von Gemeindeverbindungen unterbrei-
tete Geschäfte, sofern der damit für die 
Gemeinde verbundene Nettoanteil der 
Ausgabe die Zuständigkeit des Ge-
meinderates überschreitet,

k Initiativbegehren (Art. 44 ff)
l allfällige Produktedefinitionen im Sinn 

von Artikel 5 und den damit verbunde-
nen Nettoaufwand (Netto-Globalkredit).

Rahmen-
kredite

Art. 16 1 Die Stimmberechtigten können 
Verpflichtungskredite für mehrere Einzel-
vorhaben, die in einer sachlichen Bezie-
hung zu einander stehen, als Rahmenkre-
dite beschliessen.
2 Sie bestimmen im Beschluss über den 
Rahmenkredit, dessen Laufzeit sowie die 
Kreditzuständigkeit für die Einzelvorhaben.

- lit. f neu: Erhöhung der Ausgaben-
kompetenz des Gemeinderats von 
CHF 150‘000.00 auf CHF 
300‘000.00.

- lit. h neu: Erhöhung der Ausgaben-
kompetenz des Gemeinderats bei 
wiederkehrenden Leistungen, die 
Rechte an Grundstücken betreffen 
von CHF 25‘000.00 auf CHF 
50‘000.00. Begründung: Erhöhung 
Flexibilität GR.

- lit. i neu: Erhöhung der Limite von 
CHF 25‘000.00 auf CHF 50‘000.00. 
Begründung: Erhöhung Flexibilität 
GR.

- Vgl. auch die generelle Anpassung 
der Kompetenz für wiederkehrende 
Ausgaben (Art. 12 OgR)

- lit. k Ergänzung Auflösung und Aus-
tritt

- lit. l Ergänzung Gemeindeverbände
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2 Sie wählt die Stimmenzählenden. c Wahlen Art. 39 Die Stimmberechtigten wählen an 
der Gemeindeversammlung im Mehrheits-
wahlverfahren (Majorz):
a Die externe Revisionsstelle der Ge-

meinde,
b die Stimmenzähler

- Übernahme Formulierung gem. Mus-
terreglement AGR

3 Sie nimmt zur Kenntnis
a Informationen des Gemeinderates,
b die Jahresrechnung.

Abrechnung Art. 17 1 Über jeden Verpflichtungskredit ist 
nach Abschluss des Vorhabens abzurech-
nen. 
2 Die Abrechnung über Verpflichtungskre-
dite der Stimmberechtigten ist dem Ge-
meinderat abschliessend zur Kenntnis zu 
bringen, unter Vorbehalt von Artikel 13.

- lit. a neu
- lit. b neu

1.3. Gemeinderat
Grundsatz Art. 5 Der Gemeinderat führt die Gemeinde, plant 

deren nachhaltige Entwicklung und koordiniert die Ge-
schäfte.

Führung der 
Gemeinde

Art. 50 1 Der Gemeinderat führt die Ge-
meinde, plant deren nachhaltige Entwick-
lung und koordiniert die Geschäfte.

- gemäss Musterreglement AGR

Mitglieder-
zahl

Art. 6 1 Der Gemeinderat besteht einschliesslich 
des Präsidiums aus sieben Mitgliedern.

Zusammen-
setzung

Art. 49 Der Gemeinderat besteht einsch-
liesslich des Präsidenten aus sieben Mit-
gliedern.

- gemäss Musterreglement AGR
- geschlechtergerechte Formulierung

Vorsitz 2 Das Gemeindepräsidium übt gleichzeitig das Präsi-
dium des Gemeinderates und der Gemeindeversamm-
lung aus.

Gemeinde-
präsidium 
und Vizege-
meindeprä-
sidium

Art. 22 1 Der Gemeindepräsident übt 
gleichzeitig das Präsidium des Gemeinde-
rates und der Gemeindeversammlung aus.

- geschlechtergerechte Formulierung

3 Das Vize-Gemeindepräsidium übt das Vizepräsidium 
des Gemeinderates und der Gemeindeversammlung 
aus.

2 Der Vize-Gemeindepräsident hat das Vi-
zepräsidium des Gemeinderates und der 
Gemeindeversammlung inne.

- geschlechtergerechte Formulierung

Beschluss-
fähigkeit

4 Der Gemeinderat ist beschlussfähig, wenn die Mehr-
heit der Mitglieder anwesend ist.

Beschluss-
fähigkeit

Art. 23 Gemeinderat und Kommissionen 
dürfen beschliessen, wenn die Mehrheit 
der Mitglieder anwesend ist.

- Streichung Kommissionen (ist unter 
Art. 18 neu geregelt)

Zuständig-
keit

Art. 7 1 Dem Gemeinderat stehen alle Befugnisse 
zu, die nicht durch Vorschriften der Gemeinde, des 
Kantons oder des Bundes einem anderen Organ zuge-
wiesen sind.

2 Ihm stehen alle Befugnisse zu, die nicht 
durch Vorschriften der Gemeinde, des Kan-
tons oder des Bundes einem anderen Or-
gan zugewiesen sind.

- gemäss Musterreglement AGR

a Wahlen 2 Er wählt insbesondere
a aus seiner Mitte das Vize-Gemeindepräsidium. Die-

ses darf nicht der gleichen Partei oder Gruppierung 
angehören wie das Gemeindepräsidium,

b vier Mitglieder der Präsidialkommission gemäss 
Parteienproporz der letzten Gemeindewahlen,

Zuständig-
keiten

a Wahlen

Art. 51 1 Er wählt insbesondere
a aus seiner Mitte den Vizepräsidenten 

des Gemeinderates und der Gemeinde 
in einer Person (Vize-Gemeindepräsi-
dent). Er darf nicht der gleichen Partei 
oder Gruppierung angehören wie der 
Präsident.

- lit. a geschlechtergerechte Formulie-
rung

- neu: in allen Kommissionen sollen 
jeweils 4 Mitglieder aus der Bevölke-
rung vertreten sein, welche nicht be-
reits dem GR angehören. 
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c vier Mitglieder der Finanzkommission gemäss Par-
teienproporz der letzten Gemeindewahlen,

d vier Mitglieder der Bau- und Betriebskommission 
gemäss Parteienproporz der letzten Gemeindewah-
len,

e vier Mitglieder der Kommission für Umwelt und öf-
fentliche Sicherheit gemäss Parteienproporz der 
letzten Gemeindewahlen,

f vier Mitglieder der Bildungskommission gemäss 
Parteienproporz der letzten Gemeindewahlen,

g vier Mitglieder der Kommission für Gesellschaft und 
Soziales gemäss Parteienproporz der letzten Ge-
meindewahlen,

h die Vertretung der Arbeitgebenden der Personalvor-
sorgekommission,

i die Mitglieder der von ihm eingesetzten Projekt-
gruppen,

j die Mitglieder des Abstimmungs- und Wahlaus-
schusses,

k die Delegierten oder Abgeordneten der Gemeinde 
in Gemeindeverbänden sowie Gemeindeverbindun-
gen.

b die Mitglieder der ständigen Kommissio-
nen, soweit nicht die Stimmberechtigten 
für die Wahl zuständig sind (Art. 55 / An-
hang),

c die Mitglieder der von ihm eingesetzten 
nichtständigen Kommissionen,

d die Mitglieder des Abstimmungs- + 
Wahlausschusses für zwei Jahre.

Vertretung 
in Gemein-
deverbän-
den

Art. 53 1 Der Gemeinderat wählt die Dele-
gierten oder Abgeordneten der Gemeinde 
in Gemeindeverbindungen. Er beschliesst 
namentlich über die Entsendung von Dele-
gierten in Gemeindeverbände und über die 
Art, wie die Gemeinde ihr Stimmrecht in 
diesen ausübt.

- lit. d + f neu: Die Bau- und Betriebs-
kommission sowie die Bildungskom-
mission sollen neu durch den Ge-
meinderat gewählt werden

- lit. i neu: „Projektgruppen“ statt 
„nichtständige Kommissionen“

- lit. k: Hier wird präzisiert, damit klar 
ist, dass "alle Organisationen" damit 
gemeint sind.

b Sachge-
schäfte

3 Er beschliesst insbesondere über 

a den Finanz- und Investitionsplan,
b neue einmalige Ausgaben bis zu CHF 300'000.00 

abschliessend, 
c wiederkehrende Ausgaben im Rahmen seiner Zu-

ständigkeit,
d Nachkredite im Rahmen seiner Zuständigkeit ge-

mäss Artikel 13f.,
e gebundene Ausgaben abschliessend; der Be-

schluss über einen gebundenen Verpflichtungskre-
dit ist zu publizieren, wenn er die ordentliche Kredit-
zuständigkeit des Gemeinderats für neue Ausgaben 
übersteigt,

f die Jahresrechnung,
g den Stellenetat der Gemeindeverwaltung,
h alle Rechtsgeschäfte über Eigentum (Kauf/Verkauf) 

und dingliche Rechte an Grundstücken, wenn der 
Kaufpreis oder Schatzungswert nicht mehr als CHF 
1‘000‘000.00 beträgt oder die jährlich wiederkeh-

Finanzplan Art. 10 1 Der Finanzplan gibt einen Über-
blick über die Entwicklung des Finanzhaus-
halts der Gemeinde der nächsten fünf 
Jahre.

c Sach-ge-
schäfte

Art. 52 Der Gemeinderat beschliesst insbe-
sondere über
a neue einmalige Ausgaben bis zu 

150'000 Franken abschliessend, 
b wiederkehrende Ausgaben (Art. 15),
c Nachkredite, soweit er nach Artikel 13 

Absatz 2 zuständig ist,
d gebundene Ausgaben abschliessend 

(Art. 14) 
e die Gemeinderechnung
f den Stellenetat der gesamten Gemein-

deverwaltung mit den angegliederten 
Zweigen,

g den Abschluss von Versicherungsver-
trägen,

- lit. a neu: Aufnahme des Begriffs „In-
vestitionsplan“, da das Zusammen-
spiel dieser beiden Instrumente 
wichtig ist.

- lit. b neu: Erhöhung der Finanzkom-
petenz GR von CHF 150‘000.00 auf 
CHF 300‘000.00

- lit. e gemäss Musterreglement (Pu-
blikationspflicht)

- lit. f neu: „Jahresrechnung“ statt „Ge-
meinderechnung“

- lit. g: vereinfachte Schreibweise
- lit. h neu: Erhöhung der Limite für 

wiederkehrende Leistungen von 
CHF 25‘000.00 auf CHF 50‘000.00

- lit. i neu: Erhöhung des Betrages von 
CHF 25‘000.00 auf CHF 50‘000.00

- lit. k: Abschluss von Versicherungs-
verträgen: neue Versicherungen 
durch GR, Verlängerung von beste-
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renden Leistungen CHF 60‘000.00 nicht überstei-
gen,

i den Abschluss von Mietverträgen, sofern die Ge-
meinde als Mieterin einen jährlichen Mietzins inklu-
sive Nebenkosten von nicht mehr als CHF 
60‘000.00 schuldet,

j Einbürgerungen,
k Abschluss von neuen Versicherungsverträgen,
l die Genehmigung des Protokolls der Gemeindever-

sammlung,
m die Festlegung von Vergütungen von Gemeinderat-

smitgliedern für besondere Verrichtungen gemäss 
Personalreglement,

n die Art, wie die Gemeinde ihr Stimmrecht in Ge-
meindeverbänden sowie Gemeindeverbindungen 
ausübt und erteilt die entsprechenden Weisungen.

h alle Rechtsgeschäfte über Eigentum 
(Kauf/Verkauf) und dingliche Rechte an 
Grundstücken, wenn der Kaufpreis 
oder Schatzungswert nicht mehr als 
eine Million Franken beträgt oder die 
jährlich wiederkehrenden Leistungen 
25'000 Franken nicht übersteigen,

i den Austritt aus einem Gemeindever-
band oder Gemeindeverbindung,

j den Abschluss von Mietverträgen, so-
fern die Gemeinde als Mieterin einen 
jährlichen Mietzins inklusive Nebenkos-
ten von nicht mehr als 25'000 Franken 
schuldet,

k Einbürgerungen

Vertretung 
in Gemein-
deverbän-
den

Art. 53 1 Der Gemeinderat wählt die Dele-
gierten oder Abgeordneten der Gemeinde 
in Gemeindeverbindungen. Er beschliesst 
namentlich über die Entsendung von Dele-
gierten in Gemeindeverbände und über die 
Art, wie die Gemeinde ihr Stimmrecht in 
diesen ausübt.

henden oder neue (Wechsel der Ge-
sellschaft) im bisherigen finanziellen 
und Deckungsrahmen durch Fiko/RV 
Finanzen/FV

- lit. l neu: (war vorher nicht geregelt)
- lit. m neu: (war vorher nicht geregelt)
- lit. n neu: präzisierende Ergänzung.

4 Er beschliesst fernerc Perso-
nalge-
schäfte

a die Anstellung oder Entlassung der Geschäftsleite-
rin bzw. des Geschäftsleiters der Gemeindeverwal-
tung,

b die Anstellung oder Entlassung der Fachbereichs-
leitungen der Gemeindeverwaltung,

c die Ernennung der Feuerwehrkommandantin oder 
des Feuerwehrkommandanten.

b Anstellun-
gen

2 Er ist ferner zuständig für die Anstellung 
oder Entlassung des Gemeindeschreibers 
als Geschäftsleiter.

- lit. b neu: entlastet den Geschäftslei-
ter bei schwierigen Personalgeschäf-
ten und gibt dem GR andererseits 
Gelegenheit zur Mitwirkung bei wich-
tigen Personalentscheiden.

- lit. c neu: gibt der Funktion des Feu-
erwehrkommandanten mehr Ge-
wicht. Die Wahl erfolgt auf Antrag 
der Kommission Umwelt und Sicher-
heit

Delegation 
von Ent-
scheidbe-
fugnissen

Art. 8 1 Der Gemeinderat kann in seinem Zustän-
digkeitsbereich für bestimmte Geschäfte oder Ge-
schäftsbereiche selbständige Entscheidbefugnisse 
übertragen, insbesondere an 
a einzelne seiner Mitglieder, 
b einen Gemeinderatsausschuss,
c eine Projektgruppe,
d das Gemeindepersonal.

Delegation 
von Ent-
scheidbe-
fugnissen

Art. 24 1 Durch einfachen Beschluss des 
zuständigen Organs können unter Vorbe-
halt von Absatz 3 selbständige Entscheid-
befugnisse verliehen werden an 
a einzelne Mitglieder oder Ausschüsse 

des Gemeinderates, 
b Kommissionen, einzelne Mitglieder 

oder Ausschüsse derselben,
c Personen aus der Verwaltung.

- gemäss Musterreglement AGR
- lit. d neu: war bisher nicht geregelt
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2 Die dauernde Übertragung erfolgt mittels Verordnung. - gemäss Musterreglement AGR
3 Die zeitlich befristete Übertragung erfolgt mittels einfa-
chen Beschlusses. Der Beschluss bezeichnet die dele-
gierten Befugnisse, Geschäfte oder Geschäftsbereiche 
im Einzelnen und legt die Dauer der Übertragung fest.

2 Der Beschluss bezeichnet die delegierten 
Befugnisse, Geschäfte oder Geschäftsbe-
reiche im Einzelnen.

- gemäss Musterreglement AGR
- Präzisierung

Verordnun-
gen /
Weisungen

Art. 9 1 Der Gemeinderat erlässt eine Organisati-
onsverordnung, insbesondere über 

a die Gliederung in Ressorts, Verwaltungsabteilungen 
etc. (Organigramm)

b die Zuständigkeiten der einzelnen Gemeinderats-
mitglieder und Gemeinderatsausschüsse,

c Sitzungsordnung (Vorbereitung, Einberufung, Ver-
fahren) des Gemeinderates und der Kommissionen,

d die Einsetzung von Projektgruppen (Zusammenset-
zung, Auftragserteilung, Befugnisse, Berichterstat-
tung),

e die Vertretungsbefugnisse des Gemeindepersonals, 
f die Zuständigkeit zum Erlass von Verfügungen,
g die Anweisungsbefugnis, 
h die Unterschriftsberechtigung.

Verwal-
tungsorgani-
sation

Art. 54 1 Der Gemeinderat erlässt eine Ver-
ordnung über die Gemeindeorganisation. 
Er regelt darin insbesondere
a die Organisation des Gemeinderates 

und der Kommissionen, 
b die Zuständigkeiten der Ratsmitglieder,
c die Einberufung, die Vorbereitung und 

das Verfahren von Gemeinderatssit-
zungen,

d die Bildung und Organisation von Res-
sorts,

e die Einsetzung weiterer Kommissionen 
ohne Entscheidbefugnis,

f die Organisation und Gliederung der 
Gemeindeverwaltung in die einzelnen 
Fachbereiche,

g die Zuständigkeiten im Geschäftsver-
kehr (Unterschriftsberechtigung, Erlass 
von Verfügungen, Bezeichnung des 
Personals mit Verfügungsbefugnis, An-
weisungsbefugnis im Zahlungsverkehr 
etc.)

h die Berichterstattung.

- gemäss Musterreglement AGR
- lit. d neu: „Projektgruppen“ statt 

„Kommissionen ohne Entscheidbe-
fugnis“

2 Darüber hinaus ist der Gemeinderat zuständig für 
den Erlass folgender Verordnungen

a Gebührenverordnung
b Verordnung über die Mediothek
c Benutzungsordnungen für die Gemeindeliegen-

schaften inkl. Gebührentarif
d Tarif für die Benützung des Schwimmbades Rogg-

wil
e Fondsverordnungen

2 Der Gemeinderat regelt im Weitern auf 
dem Verordnungswege oder erlässt Vor-
schriften namentlich:
a Verordnungen zu Reglementen der 

Gemeindeversammlung,
b Verordnung über die Erhebung von 

Kanzleigebühren,
c Personalverordnung,
d Verordnung über den schulärztlichen 

und schulzahnärztlichen Dienst und die 
Höhe der Kostenbeiträge der Ge-
meinde,

- gemäss Musterreglement AGR

Aktualisierung der Auflistung gemäss 
aktuell vorhandenen Erlassen.

Hinweis: Unter Fondsverordnungen 
sind Legate gemeint, wie z.B. Sekun-
darschulverein; Fasnacht; Legatfonds 
für Bedürftige, usw.



Totalrevision Gemeindeordnung

Stand: 05.12.2024 Seite 8 / 52

e Verordnung über die Organisation und 
den Betrieb der Schul- und Gemeinde-
bibliothek, 

f Verordnung über die Organisation, den 
Betrieb und die Nutzung der Schiess-
anlage (300 m),

g Verordnung über die Benützung von 
Schul- und Sportanlagen ausserhalb 
der Unterrichtszeit mit den damit ver-
bundenen Benützungstarifen,

h Verordnung über die Gemeindeaus-
gleichskasse,

i Benützungsordnungen für Gemeinde-
anlagen,

j Verordnung über die festen Jahresent-
schädigungen für nebenamtliche Be-
hördenmitglieder und Sekretäre, ne-
benamtliche Funktionäre sowie über 
die Ausrichtung von Sitzungsgeldern 
und Spesen.

3 Mittels Reglementen kann der Gemeinderat befugt 
oder verpflichtet werden, weitere Verordnungen zu er-
lassen.
4 Der Gemeinderat kann Weisungen erlassen, inbeson-
dere

a zu Verordnungen,
b zur Erfüllung von fachlichen Aufgaben der Kommis-

sionen oder der Gemeindeverwaltung.

- neu: war bisher nicht geregelt

1.4. Ausgaben
Grundsatz Art. 10 Ausgaben werden als Budget-, Verpflich-

tungs- oder Nachkredit beschlossen.
Ausgaben Art. 11 Ausgaben werden als Voran-

schlags-, Verpflichtungs- oder Nachkredit 
beschlossen.

- neu: „Budget“ statt „Voranschlag“

den Ausga-
ben gleich-
gestellte Ge-
schäfte

Art. 11 Für die Bestimmung der Zuständigkeit wer-
den den Ausgaben gleichgestellt:
a Bürgschaftsverpflichtungen und ähnliche Sicher-

heitsleistungen,
b Finanzanlagen in Immobilien,

c finanzielle Beteiligungen an Unternehmen, gemein-
nützigen Werken und dergleichen,

den Ausga-
ben gleich-
gestellte Ge-
schäfte

Art. 12 Für die Bestimmung der Zuständig-
keit werden den Ausgaben gleichgestellt:
a Bürgschaftsverpflichtungen und ähnli-

che Sicherheitsleistungen,
b Anlagen in Immobilien,

c finanzielle Beteiligungen an Unterneh-
men, gemeinnützigen Werken und der-
gleichen,
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d die Gewährung von Darlehen, die nicht sichere An-
lagen des Finanzvermögens darstellen,

e die Anhebung und Beilegung von Prozessen und 
Enteignungsverfahren sowie deren Übertragung an 
ein Schiedsgericht; massgebend ist der Streitwert,

f die Entwidmung von Verwaltungsvermögen,
g der Verzicht auf Einnahmen.

d die Gewährung von Darlehen, die nicht 
sichere Anlagen darstellen,

e die Anhebung und Beilegung von Pro-
zessen und Enteignungsverfahren so-
wie deren Übertragung an ein Schieds-
gericht; massgebend ist der Streitwert,

f die Entwidmung von Verwaltungsver-
mögen,

g der Verzicht auf Einnahmen.
Wiederkeh-
rende Aus-
gaben

Art. 12 Sofern dieses Reglement nichts anderes be-
stimmt, wird für die Bestimmung der Zuständigkeit zum 
Beschluss über unbefristet wiederkehrende Ausgaben 
der für einmalige Ausgaben massgebende Betrag 
durch 5 geteilt.

wiederkeh-
rende Aus-
gaben

Art. 15 Sofern dieses Reglement nichts an-
deres bestimmt, wird für die Bestimmung 
der Zuständigkeit zum Beschluss über un-
befristet wiederkehrende Ausgaben der für 
einmalige Ausgaben massgebende Betrag 
durch den Faktor 10 geteilt.

- neu: Erhöhung von Faktor 10 auf 
Faktor 5. Führt zu einer maximalen 
Finanzkompetenz des GR von 
60‘000.00, was wiederum der Kom-
petenz bei Mieten und anderen wie-
derkehrenden Leistungen entspricht.

Nachkredite
a zu neuen 

Ausga-
ben

Art. 13 1 Für die Bestimmung der Zuständigkeit zum 
Beschluss über einen Nachkredit werden der ur-
sprüngliche Kredit und der zu beschliessende Nach-
kredit zusammengerechnet.

Nachkredite Art. 13 1 Für die Bestimmung der Zustän-
digkeit zum Beschluss über einen Nachkre-
dit werden der ursprüngliche Kredit und der 
zu beschliessende Nachkredit zusammen-
gerechnet.

- gemäss Musterreglement AGR

2 Den Nachkredit beschliesst dasjenige Organ, das für 
den Gesamtkredit ausgabenberechtigt ist.

- neu; gemäss Musterreglement AGR

3 Beträgt der Nachkredit weniger als CHF 50‘000.00 
oder weniger als zehn Prozent des ursprünglichen Kre-
dits, beschliesst ihn immer der Gemeinderat.

2 Beträgt der zu beschliessende Nachkredit 
zu einem von den Stimmberechtigten be-
schlossenen Kredit weniger als zehn Pro-
zent dieses ursprünglichen Kredites, be-
schliesst ihn der Gemeinderat. In jedem 
Fall beschliesst der Gemeinderat den 
Nachkredit, soweit dieser unter 50'000 
Franken liegt.
3 Nachkredite bis zu 25'000 Franken zu 
Voranschlagskrediten oder bis zu 10% des 
ursprünglichen Kredites beschliesst in je-
dem Fall der Gemeinderat.

- gemäss Musterreglement AGR

b zu ge-
bunde-
nen Aus-
gaben

Art. 14 1 Nachkredite zu gebundenen Ausgaben be-
schliesst der Gemeinderat.

gebundene 
Ausgaben

Art. 14 Gebundene Ausgaben beschliesst 
unabhängig von ihrer Höhe der Gemeinde-
rat.

- gemäss Musterreglement AGR

2 Der Beschluss über den Nachkredit ist zu publizieren, 
wenn der Gesamtkredit die ordentliche Kreditzustän-
digkeit des Gemeinderates für neue Ausgaben über-
steigt.

- gemäss Musterreglement AGR
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c Sorg-
falts-
pflicht

Art. 15 1 Der Nachkredit ist einzuholen, bevor sich 
die Gemeinde Dritten gegenüber weiter verpflichtet.

- gemäss Musterreglement AGR

2 Wird ein Nachkredit erst beantragt, wenn die Ge-
meinde bereits verpflichtet ist, kann sie abklären las-
sen, ob die Sorgfaltspflicht verletzt worden ist und ob 
weitere Schritte einzuleiten sind. Haftungsrechtliche 
Ansprüche der Gemeinde gegen die verantwortlichen 
Personen bleiben vorbehalten.

- Erster Satz Art. 112 Abs. 3 GV
- Zweiter Satz gemäss Musterregle-

ment AGR

1.5. Rechnungsprüfungsorgan
Grundsatz Art. 16 1 Die Rechnungsprüfung wird durch eine ex-

terne Revisionsstelle durchgeführt. 
Rechnungs-
prüfung

Art. 18 1 Die Rechnungsprüfung wird durch 
eine externe Revisionsstelle durchgeführt. 
Der daraus resultierende Aufwand stellt 
eine wiederkehrende Ausgabe dar.

2 Das Gemeindegesetz, die Gemeindeverordnung und 
die Direktionsverordnung über den Finanzhaushalt der 
Gemeinden umschreiben die Aufgaben und Zuständig-
keiten des Rechnungsprüfungsorgans sowie die Anfor-
derungen an die Befähigung zur Rechnungsprüfung.

2 Die Aufgaben, Zuständigkeiten und Anfor-
derungen an die Befähigung zur Rech-
nungsprüfung richten sich nach der kanto-
nalen Gemeindegesetzgebung.

- Formulierung gemäss Musterregle-
ment AGR

Datenschutz 3 Das Rechnungsprüfungsorgan ist Aufsichtsstelle für 
Datenschutz gemäss Artikel 33 des kantonalen Daten-
schutzgesetzes.

3 Das Rechnungsprüfungsorgan ist Aufsichtsstelle für 
Datenschutz gemäss Artikel 33 des kantonalen Daten-
schutzgesetzes. Die Berichterstattung erfolgt einmal 
jährlich an die Versammlung im Rahmen der Berichter-
stattung zur Prüfung der Jahresrechnung.

- gemäss Musterreglement AGR
- neue Bestimmung bildet gegenwär-

tige Praxis ab, Aufgabe war bis 2014 
der Finanzkommission zugewiesen.

1.6. Kommissionen, Ausschüsse und Projektgruppen
Wahlvor-
schläge

Art. 17 1 Die politischen Parteien und Gruppierungen 
unterbreiten dem Gemeinderat ihre Wahlvorschläge 
schriftlich auf den durch den Gemeinderat festgelegten 
Termin.
2 Die Wahlvorschläge müssen die unterschriftliche Zu-
stimmung der Kandidierenden enthalten.

Verfahren Art. 78 1 Die Parteien und Gruppierungen 
unterbreiten dem Gemeinderat ihre Wahl-
vorschläge schriftlich auf den durch den 
Gemeinderat festgelegten Termin.

- Präzisierung

3 Der Gemeinderat kann für den Sitzanspruch von ei-
ner politischen Partei oder Gruppierung mehrere Wahl-
vorschläge verlangen.

2 Der Gemeinderat kann für den nämlichen 
Sitzanspruch von einer Partei oder Grup-
pierung mehrere Vorschläge verlangen.

- Präzisierungen

4 Falls eine politische Partei oder Gruppierung der For-
derung nach weiteren Vorschlägen nicht nachkommt, 
kann der Gemeinderat anderen Kandidierenden zu 
Lasten der säumigen politischen Partei oder Gruppie-
rung den Vorzug geben.

3 Falls eine Partei der Forderung nach 
weiteren Vorschlägen nicht nachkommt, 
kann der Gemeinderat anderen Kandida-
tinnen und Kandidaten zu Lasten der säu-
migen Partei den Vorzug geben.

- Präzisierungen
- Ergänzung: „oder Gruppierung“
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5 Liegen mehr Wahlvorschläge vor, als Sitze zu verge-
ben sind, wird die Wahl geheim durchgeführt, wenn ein 
Mitglied des Gemeinderats dies verlangt.

Wahlart 4 Liegen mehr Wahlvorschläge vor, als 
Sitze zu vergeben sind, wird die Wahl ge-
heim durchgeführt, wenn ein Behördenmit-
glied des Wahlorgans dies verlangt.

- Präzisierung

Beschluss-
fähigkeit

Art. 18 1 Kommissionen, Ausschüsse und Projekt-
gruppen (nichtständige Kommissionen) sind be-
schlussfähig, wenn die Mehrheit der Mitglieder anwe-
send ist.

Beschluss-
fähigkeit

Art. 23 Gemeinderat und Kommissionen 
dürfen beschliessen, wenn die Mehrheit 
der Mitglieder anwesend ist.

- neu: „Ausschüsse“ zwecks Integra-
tion des Abstimmungs- und Wahl-
ausschusses

- neu: „Projektgruppen“ statt „nicht-
ständige Kommissionen“

Delegation 
von Aufga-
ben

2 Sie können einzelnen oder mehreren Mitgliedern Auf-
gaben inklusive Entscheidbefugnis übertragen.

Delegation 
von Ent-
scheidbe-
fugnissen

Art. 24 1 Durch einfachen Beschluss des 
zuständigen Organs können unter Vorbe-
halt von Absatz 3 selbständige Entscheid-
befugnisse verliehen werden an 
d einzelne Mitglieder oder Ausschüsse 

des Gemeinderates, 
e Kommissionen, einzelne Mitglieder 

oder Ausschüsse derselben,
f Personen aus der Verwaltung.

- gemäss Musterreglement AGR

3 Die Übertragung erfolgt mittels Beschluss. Delegation 
von Ent-
scheidbe-
fugnissen

Art. 24 1 Durch einfachen Beschluss des 
zuständigen Organs können unter Vorbe-
halt von Absatz 3 selbständige Entscheid-
befugnisse verliehen werden an 
g einzelne Mitglieder oder Ausschüsse 

des Gemeinderates, 
h Kommissionen, einzelne Mitglieder 

oder Ausschüsse derselben,
i Personen aus der Verwaltung.

4 Die Übertragung ist auf bestimmte Geschäfte oder 
Geschäftsbereiche zu beschränken und bedarf der Zu-
stimmung von drei Vierteln ihrer Mitglieder. 

- gemäss Musterreglement AGR

Kommissio-
nen

Art. 19 Aufgaben, Zuständigkeiten, Organisation und 
Mitgliederzahl der Kommissionen werden im Anhang I 
zum Organisationsreglement festgelegt.

Ständige 
Kommissio-
nen
(Gemeinde-
ordnung)

Art. 55 1 Mitgliederzahl, Organisation und 
Zuständigkeiten der ständigen Kommissio-
nen ergeben sich aus dem Anhang, wel-
cher im gleichen Verfahren erlassen wird 
wie die Gemeindeordnung.

- Umformulierung

Ausschüsse Art. 20 Aufgaben, Zuständigkeiten, Organisation und 
Mitgliederzahl der Ausschüsse werden im Anhang II 
zum Organisationsreglement festgelegt.
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Projektgrup-
pen

Art. 21 1 Die Gemeindeversammlung und der Ge-
meinderat können zur Behandlung einzelner in ihre Zu-
ständigkeit fallender, zeitlich befristeter Geschäfte Pro-
jektgruppen einsetzen, soweit dem nicht übergeord-
nete Vorschriften entgegenstehen.

Art. 20 1 Der Gemeinderat kann zur Behandlung ein-
zelner in seine Zuständigkeit fallender, zeitlich befriste-
ter Geschäfte Projektgruppen einsetzen, soweit dem 
nicht übergeordnete Vorschriften entgegenstehen.

des Ge-
meindera-
tes; 
Grundsatz

Art. 56 Der Gemeinderat setzt durch Ver-
ordnung weitere ständige Kommissionen 
ohne Entscheidbefugnis ein.

Nichtstän-
dige Kom-
missionen
a Einset-
zung

Art. 57 Die Stimmberechtigten und der Ge-
meinderat können für Aufgaben in ihrem 
Zuständigkeitsbereich nichtständige Kom-
missionen 
(Spezialkommissionen) einsetzen.

b Zuständig-
keiten

Art. 58 1 Der Auftrag dieser Kommissionen 
ist zeitlich befristet.

- Umformulierung

2 Er kann Projektgruppen ermächtigen, über beschlos-
sene Ausgaben zu verfügen oder bestimmte Rechts-
geschäfte abzuschliessen.

2 Das einsetzende Organ kann die nicht-
ständigen Kommissionen ermächtigen, 
über beschlossene Ausgaben zu verfügen 
oder bestimmte Rechtsgeschäfte abzusch-
liessen.

- neu: „Projektgruppen“ statt „nicht-
ständigen Kommissionen“

3 Der Einsetzungsbeschluss bestimmt Auftrag, Zustän-
digkeit, Organisation und Zusammensetzung, zeitliche 
Befristung, Unterschriftsberechtigung, Berichterstat-
tung und Anspruch auf Entschädigung von Gemeinde-
ratsmitgliedern für die Leitung.

3 Die Mitgliederzahl, die Zuständigkeiten, 
die Organisation und die Unterschriftsbe-
rechtigung in den nichtständigen Kommis-
sionen werden im Einsetzungsbeschluss 
geregelt.

- Umformulierung (präzisiert)

1.7. Sekretariat
Stimm- und 
Antragsrecht

Art. 22 Das Sekretariat des Gemeinderates, der 
Kommissionen, von Ausschüssen und Projektgruppen 
hat an deren Sitzungen beratende Stimme und An-
tragsrecht.

- gemäss Musterreglement AGR

1.8. Gemeindepersonal
Personalbe-
stimmungen

Art. 23 Die Grundzüge des Dienstverhältnisses, wie 
Rechtsverhältnis, Lohnsystem, sowie Rechte und 
Pflichten des Personals werden in einem Reglement 
geregelt.

- gemäss Musterreglement AGR
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2. Politische Rechte - Integration Reglement über Gemeindeversammlungen und Gemeindewahlen (GVGWR),
grüner Text

- GVGWR wird mit Inkraftsetzung des OgR aufgehoben
- Artikel der GO05 und des GVGWR waren z.T. redundant oder widersprüchlich.

2.1. Stimmrecht
Stimmbe-
rechtigung

Art. 24 1 Stimmberechtigt in Gemeindeangelegenhei-
ten sind die seit drei Monaten in der Gemeinde wohn-
haften, in kantonalen Angelegenheiten stimmberech-
tigten Personen.

Stimmrecht Art. 35 1 Stimmberechtigt in Gemeindean-
gelegenheiten sind alle Personen, die in 
kantonalen Angelegenheiten stimmberech-
tigt sind und seit mindestens drei Monaten 
in der Gemeinde Roggwil ihren polizeili-
chen Wohnsitz haben.

2 Die Frist von drei Monaten beginnt mit der ordnungs-
gemässen Anmeldung in der Gemeinde Roggwil.

2 Die Frist von drei Monaten beginnt mit 
der ordnungsgernässen Anmeldung bei 
der Einwohnerkontrolle der Gemeinde 
Roggwil.

Definition gemäss Art. 13 GG

3 Eine Person, welche anstelle des Heimat-
scheines einen anderen Ausweis hinterlegt 
hat, erwirbt den politischen Wohnsitz, wenn 
sie schriftlich nachweist, dass sie am Ort, 
wo der Heimatschein deponiert ist, nicht im 
Stimmregister eingetragen ist.

Im Kanton Bern wurde der Heimat-
schein abgeschafft.

Ausübung 3 Die Stimmberechtigten müssen ihren Willen frei und 
unverfälscht kundgeben können.

Frei und un-
verfälschte
Willenskund-
gabe

Art. 3 1 Die Stimmberechtigten müssen ih-
ren Willen frei und unverfälscht kundgeben 
können.

4 Die Ausübung des Stimmrechts darf mit keinem 
Zwang verbunden sein.

2 Die Ausübung des Stimmrechtes darf 
mit keinem Zwang verbunden sein.

3 Das Stimmgeheimnis ist gewahrt. Absatz aufgehoben.
Stimmregis-
ter

5 Die Gemeinde führt ein Stimmregister nach den Vor-
schriften des kantonalen Rechts und trägt darin die in 
eidgenössischen, kantonalen und kommunalen Ange-
legenheiten Stimmberechtigten laufend ein.

Stimmregis-
ter

Art. 4 1 Die Gemeinde führt ein Stimm-re-
gister nach den Vorschriften des kantona-
len Rechts und trägt darin die in eidge-
nössischen, kantonalen und kommunalen 
Angelegenheiten Stimmberechtigten lau-
fend ein.

6 Das Stimmregister ist öffentlich. 2 Das Stimmregister ist öffentlich.
2.2. Initiative
Grundsatz Art. 25 1 Die Stimmberechtigten können mittels einer 

Initiative die Behandlung eines Geschäftes verlangen, 
wenn es in ihre Zuständigkeit fällt.

Initiative
a Grundsatz

Art. 40 1 Die Stimmberechtigten können 
die Behandlung eines Geschäfts verlan-
gen, wenn dieses in ihre Zuständigkeit fällt.

- gemäss Musterreglement AGR
- Ergänzung: mittels einer Initiative

Gültigkeit 2 Die Initiative ist gültig, wenn 2 Die Initiative ist gültig, wenn sie - gemäss Musterreglement AGR
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a sie von mindestens zehn Prozent der Stimmbe-
rechtigten handschriftlich unterzeichnet ist,

b sie innert der Frist nach Artikel 26 eingereicht ist,
c sie entweder als einfache Anregung oder als aus-

gearbeiteter Entwurf ausgestaltet ist,
d sie eine vorbehaltlose Rückzugsklausel sowie die 

Namen der Rückzugsberechtigten enthält,
e das Begehren nicht rechtswidrig oder undurch-

führbar ist,
f sie nicht mehr als einen Gegenstand umfasst.

a von mindestens zehn Prozent der 
Stimmberechtigten handschriftlich un-
terzeichnet ist,

b entweder als einfache Anregung oder 
als ausgearbeiteter Entwurf ausgestal-
tet ist (Einheit der Form),

c das Begehren nicht rechtswidrig oder 
undurchführbar ist,

d nicht mehr als einen Gegenstand um-
fasst (Einheit der Materie), 

e eine vorbehaltlose Rückzugsklausel 
und die Namen der Rückzugsberech-
tigten enthält,

f innert der Frist von Art. 41 eingereicht 
ist.

- neue Reihenfolge gemäss Musterre-
glement

Anmeldung Art. 26 1 Initiativbegehren sind bei der Gemeindever-
waltung zur Vorprüfung einzureichen.

- gemäss Musterreglement AGR
- neu: Begriff „Vorprüfung“ statt „Prü-

fung“, da die eigentliche Prüfung 
durch den Gemeinderat stattfindet

Vorprüfung 2 Die Verwaltung prüft ein Begehren innert Monatsfrist 
auf seine inhaltliche und formelle Rechtmässigkeit und 
gibt dem Initiativkomitee das Ergebnis dieser Vorprü-
fung bekannt. 

- gemäss Musterreglement AGR
- Ergänzung: inhaltliche und formelle
- neu: Begriff „Vorprüfung“ statt „Prü-

fung“, da die eigentliche Prüfung 
durch den Gemeinderat stattfindet

Unterschrif-
tensamm-
lung

3 Mit der Unterschriftensammlung darf erst begonnen 
werden, wenn das Ergebnis der Vorprüfung vorliegt.

- gemäss Musterreglement AGR
- neu: Begriff „Vorprüfung“ statt „Prü-

fung“, da die eigentliche Prüfung 
durch den Gemeinderat stattfindet

Einrei-
chungsfrist

4 Die Initiative muss innert sechs Monaten seit Mittei-
lung des Vorprüfungsergebnisses bei der Gemeinde-
verwaltung eingereicht werden. 

Einrei-
chungsfrist

2 Die Initiative ist spätestens sechs Monate 
nach Beginn der Unterschriftensammlung 
beim Gemeinderat einzureichen.

- Formulierung gemäss Musterregle-
ment AGR

- neu: Begriff „Vorprüfung“ statt „Prü-
fung“, da die eigentliche Prüfung 
durch den Gemeinderat stattfindet

5 Ist die Initiative eingereicht, können die Unterzeich-
nenden ihre Unterschrift nicht mehr zurückziehen.

- gemäss Musterreglement AGR

Ungültigkeit Art. 27 1 Der Gemeinderat prüft, ob die Initiative gül-
tig ist. Er ist nicht an das Ergebnis der Vorprüfung der 
Gemeindeverwaltung gebunden. 

b Gültigkeit Art. 42 1 Der Gemeinderat prüft die bei der 
Gemeinde eingereichten 
Initiativen auf ihre Gültigkeit hin. 

- Formulierung gemäss Musterregle-
ment AGR

- neu: Begriff „Vorprüfung“ statt „Prü-
fung“, da die eigentliche Prüfung 
durch den Gemeinderat stattfindet
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2 Fehlt eine Voraussetzung nach Artikel 25 Absatz 2, 
verfügt der Gemeinderat nach Anhörung des Initiativ-
komitees die vollständige oder teilweise Ungültigkeit 
der Initiative.

2 Fehlt eine der in Artikel 40 genannten 
Voraussetzungen, verfügt der Gemeinderat 
die Ungültigkeit der Initiative, soweit der 
Mangel reicht. Er hört das Initiativkomitee 
vorher an.

- gemäss Musterreglement AGR
- Ergänzung: vollständige oder teil-

weise

Behand-
lungsfrist

Art. 28 Der Gemeinderat unterbreitet der Gemeinde-
versammlung die Initiative innert 12 Monaten seit der 
Einreichung.

c Behand-
lungsfristen

Art. 43 1 Der Gemeinderat unterbreitet der 
Gemeindeversammlung gültige Initiativen 
bei nächster Gelegenheit, spätestens aber 
innert einem Jahr seit der Einreichung zum 
Beschluss.

- Formulierung gemäss Musterregle-
ment AGR

Gegenvor-
schlag

Art. 29 1 Der Gemeinderat kann der Gemeindever-
sammlung die Annahme oder Ablehnung der Initiative 
beantragen oder einen Gegenvorschlag unterbreiten.

d Gegenvor-
schlag

Art. 44 Der Gemeinderat kann der Ge-
meindeversammlung die Annahme oder 
Ablehnung der Initiative beantragen oder 
einen Gegenvorschlag unterbreiten. Das 
Abstimmungsverfahren richtet sich sinnge-
mäss nach Artikel 46.

- gemäss Musterreglement AGR

2 Er kann der Gemeindeversammlung gleichzeitig 
höchstens eine Variante zum Hauptantrag zum Be-
schluss unterbreiten.

Varianten-
abstimmung

Art. 46 Der Gemeinderat kann der Ge-
meindeversammlung gleichzeitig höchs-
tens eine Variante zum Hauptantrag zum 
Beschluss unterbreiten. 

Einfache 
Anregung

Art. 30 1 Eine Initiative in Form einer einfachen Anre-
gung ist in der Regel den Stimmberechtigten zur Ab-
stimmung zu unterbreiten. Stimmen diese der Initiative 
zu, erarbeitet der Gemeinderat eine entsprechende 
Vorlage und legt sie den Stimmberechtigten innert Jah-
resfrist zur Beschlussfassung vor.

e einfache 
Anregung

Art. 45 1 Eine Initiative in Form einer einfa-
chen Anregung ist in der Regel der Ge-
meindeversammlung zur Abstimmung zu 
unterbreiten. Stimmt diese der Initiative zu, 
erarbeitet der Gemeinderat eine entspre-
chende Vorlage, und legt sie den Stimmbe-
rechtigten innert Jahresfrist zur 
Beschlussfassung vor.

2 Der Gemeinderat ist berechtigt, einer in Form der ein-
fachen Anregung eingereichten Initiative zuzustimmen 
und direkt eine entsprechende Vorlage zu erarbeiten.

2 Der Gemeinderat ist berechtigt, einer in 
Form der einfachen Anregung eingereich-
ten Initiative zuzustimmen und direkt eine 
entsprechende Vorlage zu erarbeiten.

Erneute Ein-
reichung

Art. 31 Von den Stimmberechtigten abgelehnte In-
itiativen dürfen frühestens zwei Jahre nach Beschluss 
der Stimmberechtigten erneut eingereicht werden.

2 Abgelehnte Initiativen dürfen frühestens 
zwei Jahre nach Beschluss der Stimmbe-
rechtigten erneut eingereicht werden.
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2.3. Petition
Grundsatz Art. 32 1 Jede Person hat das Recht, Petitionen an 

den Gemeinderat zu richten.
Petition Art. 47 1 Jede Person hat das Recht, Peti-

tionen an den Gemeinderat zu richten.
- Zuständigkeit wird bewusst beim Ge-

meinderat belassen (nicht gemäss 
Muster-Reglement "Gemeindeor-
gane"). Dieser nimmt so eine koordi-
native Funktion wahr.

2 Das zuständige Organ hat die Petition innerhalb von 
6 Monaten zu prüfen und zu beantworten.

3 Die zuständige Behörde prüft und beant-
wortet die Petition so rasch als möglich, 
spätestens innert sechs Monaten seit der 
Einreichung.

- Gemäss Muster-Reglement

2.4. Jugendpostulat
Grundsatz Art. 33 1 Zwanzig in der Gemeinde wohnhafte Ju-

gendliche zwischen dem vollendeten 13. Altersjahr und 
dem vollendeten 17. Altersjahr können mit einem Pos-
tulat Anträge auf die Behandlung eines Gegenstandes 
stellen, der in der Zuständigkeit der Gemeinde liegt.

Jugendpos-
tulat

Art. 48 1 20 in der Gemeinde wohnhafte 
Jugendliche zwischen dem vollendeten 13. 
Altersjahr und dem vollendeten 17. Alters-
jahr können mit einem Postulat Anträge auf 
die Behandlung eines die Gemeinde betref-
fenden Gegenstandes stellen.

2 Werden mit einem Postulat mehrere Anträge gestellt, 
so muss zwischen ihnen ein sachlicher Zusammenhang 
stehen.

2 Werden mit einem Postulat mehrere Be-
gehren gestellt, so muss zwischen ihnen 
ein sachlicher Zusammenhang stehen.

- neu: „Anträge“ statt „Begehren“, weil 
der Begriff weiter unten bei der Be-
handlung der Anliegen wieder be-
nutzt wird.

3 Der Gemeinderat prüft und beantwortet das Postulat 
innert einer Frist von sechs Monaten seit der Einrei-
chung.

3 Die zuständige Behörde prüft und beant-
wortet das Postulat so rasch als möglich.

- Analog Pedition

3. Gemeindeversammlungen, Wahlen und Abstimmungen - Integration Reglement über Gemeindeversammlungen und Gemeindewahlen (GVGWR),
grüner Text

- GVGWR wird mit Inkraftsetzung des OgR aufgehoben
- Artikel der GO05 und des GVGWR waren z.T. redundant oder widersprüchlich.

3.1. Grundsätzliches
Wählbarkeit Art. 34 Wählbar sind

a in den Gemeinderat die in der Gemeinde Stimmbe-
rechtigten,

b als Gemeindepräsidium sowie als Vize-Gemeinde-
präsidium die Mitglieder des Gemeinderats,

c in Kommissionen die in kommunalen Angelegenhei-
ten Stimmberechtigten,

d als Vertretung der Arbeitgebenden in die Personal-
vorsorgekommission Mitglieder des Gemeinderats,

e in den Abstimmungs- und Wahlausschuss die in der 
Gemeinde Stimmberechtigten,

f in Projektgruppen alle urteilsfähigen Personen.

Wählbarkeit Art. 25 1 Wählbar sind
a in den Gemeinderat die in der Ge-

meinde Stimmberechtigten,
b in Kommissionen mit Entscheidbefug-

nis, die in der Gemeinde Stimmberech-
tigten, unter Vorbehalt von Absatz 2

c in Kommissionen ohne Entscheidbe-
fugnis alle urteilsfähigen Personen.

- gemäss Musterreglement AGR 
- lit. c neu gemäss Musterreglement: 

jedoch „in kommunalen Angelegen-
heiten Stimmberechtigten“ statt „in 
der Gemeinde Stimmberechtigten“

- lit. d neu: bisher nicht geregelt
- lit. e neu: bisher nicht geregelt
- lit. f neu: „Projektgruppen“ statt Kom-

missionen ohne Entscheidbefugnis“
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Unverein-
barkeit

Art. 28 1 Dem Gemeinderat oder einer 
Kommission mit Entscheidbefugnis darf 
eine durch die Gemeinde beschäftigte Per-
son nicht als Mitglied angehören, wenn ihre 
Entschädigung das Minimum der obligatori-
schen Versicherung gemäss dem Bundes-
gesetz über die berufliche Vorsorge be-
trägt. 

- gemäss Musterreglement AGRUnverein-
barkeit

Art. 35 1 Dem unmittelbar übergeordneten Organ 
darf eine durch die Gemeinde beschäftigte Person 
nicht angehören, wenn ihre Entschädigung das Mini-
mum der obligatorischen Versicherung gemäss dem 
Bundesgesetz über die berufliche Vorsorge erreicht.

2 Die Bestimmung nach Absatz 1 gilt nicht 
für Lehrkräfte.

- Bestimmung aufgehoben, Absatz 1 
gilt auch für Lehrkräfte

2 Der Gemeinderat stellt die Unterordnungsverhältnisse 
in einem Organigramm dar.

- gemäss Musterreglement AGR

3 Mitglieder des Rechnungsprüfungsorgans dürfen 
nicht gleichzeitig dem Gemeinderat, einer Kommission 
oder dem Gemeindepersonal angehören.

- gemäss Musterreglement AGR

Verwandten-
ausschluss

Art. 36 Der Verwandtenausschluss für den Gemein-
derat, Kommissionen und das Rechnungsprüfungsor-
gan richtet sich nach den Vorschriften des Gemeinde-
gesetzes (vgl. Anhang III).

Verwandten-
ausschluss

Art. 29 Der Verwandtenausschluss richtet 
sich nach den Bestimmungen der kantona-
len Gemeindegesetzgebung.

- gemäss Musterreglement AGR

Ausschei-
dungsregeln

Art. 37 1 Besteht zwischen gleichzeitig Gewählten ein 
Ausschlussgrund gemäss Artikel 33, gilt mangels Ver-
zicht diejenige Person als gewählt, die am meisten 
Stimmen erhalten hat. Das Präsidium des Abstim-
mungs- und Wahlausschusses zieht bei Stimmen-
gleichheit das Los.

- gemäss Musterreglement AGR

2 Bei Vorliegen eines Ausschlussgrundes zwischen 
gleichzeitig im Mehrheits- und Verhältniswahlverfahren 
gewählten Personen gilt die Erstere als gewählt. Vor-
behalten bleibt der freiwillige Verzicht.

- gemäss Musterreglement AGR

3 Besteht zwischen einer neu gewählten und einer be-
reits im Amt stehenden Person ein Ausschlussgrund, 
ist die neue Wahl ungültig, wenn die bereits im Amt 
stehende Person nicht freiwillig zurücktritt.

- gemäss Musterreglement AGR

Ausstand Art. 38 1 Wer an einem Geschäft unmittelbar persön-
liche Interessen hat, ist bei dessen Behandlung aus-
standspflichtig.

Ausstand Art. 30 1 Wer an einem Geschäft unmittel-
bar persönliche Interessen hat, ist bei des-
sen Behandlung ausstandspflichtig.

2 Ebenfalls ausstandspflichtig ist, wer mit einer Person, 
deren persönliche Interessen von einem Geschäft un-
mittelbar berührt werden
a in gerader Linie oder in der Seitenlinie bis dem drit-

ten Grade verwandt oder verschwägert oder durch 

2 Ebenfalls ausstandspflichtig sind
a Verwandte und Verschwägerte in gera-

der Linie, voll- und halbbürtige Ge-
schwister, Ehegatten und Personen, 
die zusammen in eingetragener Part-

- Ergänzung: oder in der Seitenlinie 
gemäss Art. 47 Gemeindegesetz 
(GG)
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Ehe, eingetragene Partnerschaft oder faktische Le-
bensgemeinschaft verbunden ist oder

b diese Person gesetzlich, statutarisch oder vertrag-
lich vertritt.

nerschaft oder faktischer Lebensge-
meinschaft leben sowie 

b die gesetzlichen, statutarischen oder 
vertraglichen Vertreterinnen und Ver-
treter derjenigen Personen, deren per-
sönliche Interessen vom zu behandeln-
den Geschäft unmittelbar berührt wer-
den.

Art. 47 Ausstand (GG)
1 Wer an einem Geschäft unmittelbar per-
sönliche Interessen hat, ist bei dessen
Behandlung ausstandspflichtig.
2 Ausstandspflichtig ist ebenfalls, wer mit 
einer Person, deren persönliche Interessen
von einem Geschäft unmittelbar berührt 
werden, *
a * in gerader Linie oder in der Seitenlinie 
bis dem dritten Grade verwandt
oder verschwägert oder durch Ehe, einge-
tragene Partnerschaft oder faktische
Lebensgemeinschaft verbunden ist oder
b * diese Person gesetzlich, statutarisch 
oder vertraglich vertritt.
3 Die Ausstandspflicht gilt nicht
a an der Urne,
b an der Gemeindeversammlung und
c im Gemeindeparlament.

3 Die Ausstandspflichtigen müssen von sich aus ihre 
Interessenbindungen offenlegen. Sie dürfen sich vor 
Verlassen des Raumes zur Sache äussern.

Art. 30 3 Die Ausstandspflichtigen müssen 
von sich aus ihre Interessenbindungen of-
fen legen. Sie dürfen sich vor Verlassen 
des Raumes zur Sache äussern.

- gemäss Musterreglement AGR

4 Die Ausstandspflicht gilt nicht an der Gemeindever-
sammlung und an der Urne.

4 Die Ausstandspflicht gilt nicht an der Ge-
meindeversammlung und an der Urne.

Offenle-
gungspflicht

Art. 39 Jede kandidierende Person für den Gemein-
derat, das Rechnungsprüfungsorgan oder eine Kom-
mission hat vor ihrer Wahl Interessenbindungen offen-
zulegen, die sie oder ihn in der Ausübung des Amtes 
beeinflussen können.

- neu
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Ämter in an-
deren 
Institutionen

Art. 40 1 Wer aus einem Organ oder dem Dienst der 
Gemeinde ausscheidet, tritt von allen Ämtern zurück, 
die in Ausübung der behördlichen oder dienstlichen 
Tätigkeit bekleidet worden sind.

Ämter in an-
deren 
Institutionen

Art. 33 1 Wer aus einer Behörde oder dem 
Dienst der Gemeinde ausscheidet, tritt von 
allen Ämtern zurück, die in Ausübung der 
behördlichen oder dienstlichen Tätigkeit 
bekleidet worden sind.

2 Der Gemeinderat kann in begründeten Fällen anders 
beschliessen.

2 Der Gemeinderat kann in begründeten 
Fällen anders beschliessen.

Verfahren 
bei Unregel-
mässigkei-
ten; Anzeige

Art. 41 1 Jede Person kann dem Gemeinderat Unre-
gelmässigkeiten oder Mängel bei einer Wahl oder Ab-
stimmung oder im Zusammenhang mit einem Volksbe-
gehren anzeigen.
2 Der Gemeinderat ordnet eine Untersuchung an, wenn 
die angezeigten Unregelmässigkeiten oder Mängel 
schwerwiegend oder nicht offensichtlich sind.
3 Der Gemeinderat ordnet von sich aus Massnahmen 
an, wenn ihm Unregelmässigkeiten bei einer Abstim-
mung oder Wahl zur Kenntnis gelangen.
4 Er trifft die notwendigen Anordnungen zur Behebung 
festgestellter Mängel, wenn möglich vor Schluss des 
Abstimmungs- oder Wahlgangs.

- Neu: Gem. Vorprüfung AGR

Amtsdauer Art. 42 1 Die Amtsdauer gewählter Organe beträgt 
vier Jahre. Sie beginnt und endet mit dem Kalender-
jahr.

Amtsdauer Art. 26 1 Der Gemeindepräsident, die übri-
gen Mitglieder des Gemeinderates sowie 
die Mitglieder der ständigen Kommissionen 
werden auf eine Amtsdauer von vier Jah-
ren gewählt.

- gemäss Musterreglement AGR

2 Die Amtsdauer beginnt und endet für alle Mitglieder 
eines Organs zur selben Zeit.

- gemäss Musterreglement AGR

Amtszeitbe-
schränkung

Art. 43 1 Die Amtszeit für sämtliche Behördenmitglie-
der ist auf vier Amtsdauern beschränkt.

Amtszeitbe-
schränkung

Art. 27 1 Die Amtszeit des Gemeindepräsi-
denten sowie der übrigen Mitglieder des 
Gemeinderates und der ständigen Kom-
missionen ist auf 
maximal vier volle Amtsdauern beschränkt. 

- gemäss Musterreglement AGR

2 Angebrochene Amtsdauern fallen ausser Betracht. 3 Angebrochene Amtsdauern werden nicht 
angerechnet. Vorbehalten bleibt Artikel 62. 

- gemäss Musterreglement AGR

3 Die Mitgliedschaft als Vertretung des Gemeinderates 
in einer Kommission wird für die Berechnung der Amts-
zeitbeschränkung in dieser Kommission nicht ange-
rechnet.

4 Die Mitgliedschaft als Vertreter des Gemeinderates in 
einer Kommission wird für die Berechnung der Amts-
zeitbeschränkung in dieser Kommission nicht ange-
rechnet.

4 Die Mitgliedschaft als Vertreter des Ge-
meinderates in einer ständigen Kommis-
sion wird für die Berechnung der Amtszeit-
beschränkung in dieser Kommission nicht 
angerechnet.

- Streichung: „ständigen“

4 Nach Ablauf der Amtszeit ist eine erneute Wahl in 
dasselbe Organ erst nach vier Jahren möglich.

5 Nach Ablauf der Amtszeit ist eine erneute 
Wahl in dasselbe Organ erst nach vier Jah-
ren möglich.

- Gemäss Musterreglement AGR
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Stimm- und 
Wahllokale

Art. 44 1 Der Gemeinderat bezeichnet die Stimm- 
und Wahllokale und bestimmt die Öffnungszeiten im 
Rahmen von übergeordneten Vorschriften.

Stimm- und 
Wahllokale

Art. 36 1 Der Gemeinderat bezeichnet die 
Stimm- und Wahllokale und bestimmt die 
Öffnung im Rahmen der übergeordneten 
Vorschriften. Er sorgt für die ordnungsge-
mässe Bekanntmachung der Standorte 
und Öffnungszeiten der Stimm- und Wahl-
lokale.

2 Er sorgt für die ordnungsgemässe Bekanntmachung 
der Standorte und Öffnungszeiten.

Stimm- und 
Wahllokale

Art. 36 1 Der Gemeinderat bezeichnet die 
Stimm- und Wahllokale und bestimmt die 
Öffnung im Rahmen der übergeordneten 
Vorschriften. Er sorgt für die ordnungsge-
mässe Bekanntmachung der Standorte 
und Öffnungszeiten der Stimm- und Wahl-
lokale.

- Umformulierung

3 Den Stimmberechtigten sind in den Lokalen in genü-
gender Anzahl leere amtliche Stimm- und Wahlzettel 
zur Verfügung zu halten. Andere, insbesondere aus-
seramtliche Stimm- und Wahlzettel sowie Aufrufe oder 
Wahlvorschläge dürfen in den Lokalen weder ausge-
teilt noch aufgelegt, angeschlagen oder angeschrieben 
werden.

Neu: gem. Vorprüfung AGR

4 Politische Parteien, Organisationen und Personen 
dürfen vor den Lokalen Unterschriften für Referenden, 
Initiativen und Petitionen sammeln. Es ist ihnen unter-
sagt, ausseramtliche Wahlzettel abzugeben oder per-
sönliches Stimm- oder Propagandamaterial aufzule-
gen.

2 Politische Parteien, Organisationen und 
Personen dürfen vor dem Stimm- und 
Wahllokal oder, soweit es die räumlichen 
Verhältnisse gestalten, im Vorraum vor 
dem Stimm- und Wahllokal Unterschriften 
für Referenden, Initiativen und Petitionen 
sammeln. Es ist ihnen untersagt ausser-
amtliche Wahlzettel abzugeben oder per-
sönliches Stimm- oder Propagandamate-
rial aufzulegen.

- Umformulierung

5 Die Stimmenden oder Wählenden dürfen durch allfäl-
lige Aktivitäten vor den Stimm- und Wahllokalen weder 
belästigt noch beeinflusst werden.

3 Die Stimmenden oder Wählenden dürfen 
durch allfällige Aktivitäten vor den Stimm- 
und Wahllokalen weder belästigt noch be-
einflusst werden.

6 In den Stimm- und Wahllokalen sind Aktivitäten nach 
Absatz 4 untersagt.

4 In den Stimm-und Wahllokalen sind sol-
che Aktivitäten untersagt.
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Stimmab-
gabe

Art. 45 1 Die Stimmberechtigten geben ihre Stimme 
nach Massgabe der kantonalen Gesetzgebung entwe-
der an der Urne oder brieflich ab.

Stimmab-
gabe

Art. 37 1 Die Stimmberechtigten geben 
ihre Stimme nach Massgabe der kanto-
nale Gesetzgebung entweder an der Urne 
oder brieflich ab.

2 Die Stellvertretung bei der Stimmabgabe oder bei der 
Wahl ist nicht zulässig.

2 Die Stellvertretung bei der Stimmabgabe 
oder bei der Wahl ist nicht zulässig.

Stimm-
rechtsaus-
weis

Art. 46 1 Der Stimmrechtsausweis enthält folgende 
Angaben:

a Name, Vorname(n), Geschlecht, Geburtsjahr, 
Adresse der stimmberechtigten Person,

b Auskunft darüber, bei welchen Wahlen oder Ab-
stimmungen die stimmberechtigte Person teilneh-
men darf,

c Datum der Wahl oder Abstimmung.
2 Bei Verlust des Stimmrechtsausweises kann ein Dop-
pel verlangt werden. Massgebend sind die kantonalen 
Vorschriften über die politischen Rechte.

Neu: Gem. Vorprüfung AGR
Abs. 2 umformuliert

Ermittlung 
der Ergeb-
nisse

Art. 47 1 Nach Schliessung der Stimm- und Wahllo-
kale ermittelt der Abstimmungs- und Wahlausschuss 
das Ergebnis.
2 Die Wahl- und Stimmzettel werden gestempelt oder 
auf eine andere Weise amtlich gekennzeichnet.
3 Die Anzahl der eingelangten Stimmrechtsausweise 
und der eingelangten Wahl- und Stimmzettel wird er-
mittelt. Wahl- oder Stimmzettel ohne amtliche Kenn-
zeichnung sind ungültig.
4 Übersteigt die Zahl der Wahl- und Stimmzettel die 
Zahl der Stimmrechtsausweise, ist die Wahl oder die 
Abstimmung ungültig. Der Gemeinderat ist umgehend 
zu informieren.
5 Ist die Wahl oder die Abstimmung gültig, werden die 
Stimmen nach den geltenden Bestimmungen ausge-
zählt.
6 Wann ein Ergebnis als sehr knapp gilt, richtet sich 
nach Artikel 27 des Gesetzes über die politischen 
Rechte (PRG).
7 Die Zulässigkeit der vorzeitigen Auszählung richtet 
sich nach Artikel 19 der kantonalen Verordnung über 
die politischen Rechte (PRV).

Ermittlung 
des Ergeb-
nisses

Art. 45 1 Nach Schliessung des Wahllo-
kals ermittelt der Ausschuss das Ergebnis.

Art. 45 2 Er zählt die abgegebenen Aus-
weiskarten und die abgestempelten Wahl-
zettel. Übersteigt die Zahl der gestempel-
ten Wahlzettel pro zu wählende Behörde 
diejenige der Ausweiskarten, so ist der Ur-
nengang ungültig. Der Ausschuss übermit-
telt das Protokoll dem Gemeinderat, der 
einen neuen Urnengang anordnet. Bei 
Wahlen können diesfalls keine neuen 
Wahlvorschläge eingereicht werden. Die 
bestehenden Listen und Vorschläge blei-
ben unverändert gültig.

- Umformulierung
- Teilweise Bestimmung Langenthal 

übernommen
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Wiederho-
lung des Ur-
nengangs

Art. 48 1 Der Abstimmungs- und Wahlausschuss er-
stellt über die Ergebnisse ein Protokoll und übermittelt 
es dem Gemeinderat. Dieser ordnet im Falle der Un-
gültigkeit des Urgengangs einen neuen Urnengang an.

Art. 45 2 Er zählt die abgegebenen Aus-
weiskarten und die abgestempelten Wahl-
zettel. Übersteigt die Zahl der gestempel-
ten Wahlzettel pro zu wählende Behörde 
diejenige der Ausweiskarten, so ist der Ur-
nengang ungültig. Der Ausschuss übermit-
telt das Protokoll dem Gemeinderat, der 
einen neuen Urnengang anordnet. Bei 
Wahlen können diesfalls keine neuen 
Wahlvorschläge eingereicht werden. Die 
bestehenden Listen und Vorschläge blei-
ben unverändert gültig.
Art. 45 3 Der Ausschuss stellt dem Ge-
meinderat und dem Gemeindeschreiber 
nach Abschluss der Ermittlung der Ergeb-
nisse die Wahlprotokolle zu.

- Umformulierung

2 Bei Wahlen können diesfalls keine neuen Wahlvor-
schläge eingereicht werden. Die bestehenden Listen 
bleiben unverändert gültig.

Art. 45 2 Er zählt die abgegebenen Aus-
weiskarten und die abgestempelten Wahl-
zettel. Übersteigt die Zahl der gestempel-
ten Wahlzettel pro zu wählende Behörde 
diejenige der Ausweiskarten, so ist der Ur-
nengang ungültig. Der Ausschuss übermit-
telt das Protokoll dem Gemeinderat, der 
einen neuen Urnengang anordnet. Bei 
Wahlen können diesfalls keine neuen 
Wahlvorschläge eingereicht werden. Die 
bestehenden Listen und Vorschläge blei-
ben unverändert gültig.

- Umformulierung

Art. 49 1 Der Abstimmungs- und WahlausschussAufbewah-
rung des 
Stimm- und 
Wahlmateri-
als

a ordnet und verpackt die Ausweiskarten sowie 
Stimm- und Wahlzettel sofort nach der Ermittlung 
des Ergebnisses gesondert,

b versiegelt das Material zusammen mit einem Dop-
pel des Protokolls.

Aufbewah-
rung Wahl-
material

Art. 46 1 Der Ausschuss ordnet und ver-
packt die Ausweiskarten sowie die Wahl-
zettel sofort nach der Ermittlung des Er-
gebnisses gesondert. Er versiegelt das 
Material zusammen mit einem Doppel des 
Wahlprotokolls. Es wird von der Gemein-
deverwaltung aufbewahrt und dient als 
Beweismittel in einem allfälligen Be-
schwerdeverfahren oder für eine amtliche 
Nachzählung.

- Präzisierung: Abstimmungs- und 
Wahlausschuss

- neu: Text unterteilt in lit. a + b
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2 Die Ausweiskarten sowie die Stimm- und Wahlzettel 
werden von der Gemeindeverwaltung aufbewahrt und 
dienen als Beweismittel in einem allfälligen Beschwer-
deverfahren oder für eine amtliche Nachzählung. Die 
leeren, die für ungültig erklärten sowie die nicht abge-
stempelten Stimm- und Wahlzettel werden separat ge-
bündelt und mit den gültigen Zetteln verpackt.

Aufbewah-
rung Wahl-
material

Art. 46 1 Der Ausschuss ordnet und ver-
packt die Ausweiskarten sowie die Wahl-
zettel sofort nach der Ermittlung des Er-
gebnisses gesondert. Er versiegelt das 
Material zusammen mit einem Doppel des 
Wahlprotokolls. Es wird von der Gemein-
deverwaltung aufbewahrt und dient als 
Beweismittel in einem allfälligen Be-
schwerdeverfahren oder für eine amtliche 
Nachzählung.

Art. 18 (PRV)
Aufbewahrung und Vernichtung der Wahl- 
und Abstimmungsunterlagen 
1 Die Wahl- und Stimmzettel sowie die 
Stimmrechtsausweise werden verpackt, 
versiegelt und bei der Gemeindeverwaltung 
an einem sicheren Ort aufbewahrt. 
2 Die leeren, die für ungültig erklärten und 
die nicht abgestempelten Zettel werden se-
parat gebündelt und mit den gültigen Zet-
teln verpackt. 
3 Die Staatskanzlei informiert die Gemein-
deverwaltungen, sobald die Stimmzettel 
und Stimmrechtsausweise vernichtet wer-
den können. 
4 Die Vernichtung der Wahl- und Abstim-
mungsunterlagen ist zu protokollieren. 

- Präzisierung gem. Art. 18 der Ver-
ordnung über politische Rechte 
(PRV)

3 Nach Ablauf der Beschwerdefrist oder nach rechts-
kräftiger Beurteilung allfälliger Beschwerden sorgt die 
Geschäftsleiterin oder der Geschäftsleiter der Gemein-
deverwaltung für die Vernichtung des Stimm- und 
Wahlmaterials. Die Vernichtung ist zu protokollieren.

Art. 46 2 Nach Ablauf der Beschwerdefrist 
oder nach rechtskräftiger Beurteilung all-
fälliger Beschwerden vernichtet der Ge-
meindeschreiber das Wahlmaterial.

- Präzisierung
- Ergänzung: „Die Vernichtung ist zu 

protokollieren“

Veröffentli-
chung der 
Ergebnisse

Art. 50 1 Die Gemeindeverwaltung veröffentlicht die 
Ergebnisse jeder Gemeindewahl sowie jeder Gemein-
deabstimmung in der nächstmöglichen Nummer des 
amtlichen Anzeigers sowie auf der Webseite der Ge-
meinde.

Veröffentli-
chung der 
Ergebnisse

Art. 48 1 Die Gemeindeverwaltung veröf-
fentlicht, wenn möglich die Ergebnisse je-
des Wahlgangs in der nächsten Nummer 
des Amtsanzeigers sowie auf der gemein-
deeigenen Homepage.

- neu „Urnenwahl“ statt „Wahlgang“

2 Sie stellt den Gewählten eine Wahlurkunde zu, so-
bald die Wahl rechtskräftig ist. Die Gewählten sind auf 
die Bestimmungen über die Ablehnung der Wahl und 
die Unvereinbarkeit hinzuweisen.

2 Wenn die Wahl rechtskräftig ist, stellt sie 
den Gewählten eine Wahlurkunde zu.
Art. 32 Ermittlung der Ergebnisse (PRV)
1 Die Staatskanzlei ermittelt aufgrund der 
Meldungen der Regierungsstatthalterämter 

- Ergänzung gem. Art. 32 PRV
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die provisorischen und gestützt auf die Pro-
tokolle der Stimmkreise die definitiven 
Wahl- und Abstimmungsergebnisse. 
2 Sie kann mangelhafte Protokolle selbst 
berichtigen oder diese zur Berichtigung und 
Vervollständigung an die Gemeinde zu-
rückschicken. 
3 Gestützt auf die Bereinigung und Zusam-
menstellung der Protokolle erstattet sie 
dem Regierungsrat Bericht über die kanto-
nalen Wahl- und Abstimmungsergebnisse. 

Beschwer-
den in kom-
munalen 
Wahl- und 
Abstim-
mungssa-
chen

Art. 51 1 Beschwerden in Wahlsachen sind binnen 
zehn Tagen nach der Wahl beim Regierungsstatthal-
teramt Oberaargau zu erheben.
2 In Abstimmungssachen ist die Beschwerde innert 30 
Tagen nach der Abstimmung beim Regierungsstatthal-
teramt Oberaargau zu erheben. Für die Anfechtung 
von Vorbereitungshandlungen (Absatz 4) beträgt die 
Frist zehn Tage. 
3 Die Frist beginnt für Urnenabstimmungen und -
wahlen am Tag nach dem Urnengang zu laufen.
4 Werden Handlungen im Zusammenhang mit der Vor-
bereitung einer Wahl oder einer Abstimmung gerügt 
und endet die zehntägige Beschwerdefrist nicht erst 
nach dem Wahl- oder Abstimmungstermin, so ist ge-
gen die Vorbereitungshandlung Beschwerde zu führen. 
Die Frist beginnt am Tag nach der Eröffnung oder Ver-
öffentlichung des angefochtenen Akts zu laufen.  

Erwahrung Art. 52 Der Gemeinderat erwahrt die Ergebnisse von 
Gemeindeabstimmungen und -wahlen, wenn
a keine Mängel zu beheben sind,
b durch die Wahl keine Unvereinbarkeit eingetreten 

und
c die Beschwerdefrist unbenützt abgelaufen oder 

über eingegangene Beschwerden rechtskräftig 
entschieden ist.

3.2. Gemeindeversammlungen
Zeitpunkt 
der Ver-
sammlung

Art. 53 1 Der Gemeinderat lädt die Stimmberechtig-
ten je einmal im ersten und im zweiten Halbjahr zu or-
dentlichen Gemeindeversammlungen ein.

Einberufung 
der Ver-
samm-
lung

Art. 6 1Der Gemeinderat lädt die Stimmbe-
rechtigten zu Gemeindever-
sammlungen ein soweit es die Geschäfte 
erfordern.

- gemäss Musterreglement AGR
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2 Der Gemeinderat kann zusätzlich zu ausserordentli-
chen Gemeindeversammlungen einladen.

- neu
- gemäss Musterreglement AGR

3 Der Gemeinderat setzt die Gemeindeversammlung 
so an, dass möglichst viele Stimmberechtigte daran 
teilnehmen können.

3 Die Gemeindeversammlungen sind so an-
zusetzen, dass möglichst viele Stimmbe-
rechtigte daran teilnehmen können.

- gemäss Musterreglement AGR

Einberufung Art. 54 Der Gemeinderat gibt Ort, Zeit und Traktan-
den für die Gemeindeversammlung wenigstens 30 
Tage vorher im amtlichen Anzeiger bekannt.

2 Der Gemeinderat gibt Ort, Zeit und Trak-
tanden der Gemeindeversammlung wenigs-
tens 30 Tage vorher im Amtsanzeiger öf-
fentlich bekannt.

- gemäss Musterreglement AGR

Traktanden Art. 55 Die Gemeindeversammlung darf nur traktan-
dierte Geschäfte endgültig beschliessen.

Traktanden Art. 7 Die Gemeindeversammlung darf nur 
traktandierte Geschäfte end-
gültig beschliessen.

- gemäss Musterreglement AGR

Erheblicher-
klären von 
Anträgen

Art. 56 1 Unter dem Traktandum „Verschiedenes“ 
kann eine stimmberechtigte Person verlangen, dass 
der Gemeinderat für die nächste Versammlung ein Ge-
schäft, das in die Zuständigkeit der Gemeindever-
sammlung fällt, traktandiert.

Erheblicher-
klärung von 
Anträgen

Art. 8 1 Unter dem Traktandum „Verschie-
denes“ kann eine stimmberechtigte Person 
beantragen, dass der Gemeinderat für eine 
nächste Gemeindeversammlung ein Ge-
schäft traktandiert, das in den Zuständig-
keitsbereich der Stimmberechtigten fällt.

- gemäss Musterreglement AGR

2 Das Präsidium unterbreitet diesen Antrag der Ge-
meindeversammlung zum Entscheid.

2 Die Versammlungsleitung unterbreitet den 
entsprechenden Antrag den anwesenden 
Stimmberechtigten zum Beschluss

- gemäss Musterreglement AGR

3 Nehmen die Stimmberechtigten den Antrag an, hat er 
die gleiche Wirkung wie eine Initiative.

- gemäss Musterreglement AGR

Rügepflicht Art. 57 1 Stellt eine stimmberechtigte Person die Ver-
letzung von Zuständigkeits- bzw. Verfahrensvorschrif-
ten fest, hat sie das Präsidium sofort auf diese hinzu-
weisen.

Rügepflicht Art. 17 1 Stellt eine stimmberechtigte Per-
son Fehler fest, hat sie die Versammlungs-
leitung sofort darauf hinzuweisen.

- Formulierung gemäss Musterregle-
ment AGR

2 Unterlässt sie pflichtwidrig einen solchen Hinweis, 
verliert sie das Beschwerderecht nach Artikel 49a des 
Gemeindegesetzes.

2 Unterlässt sie die sofortige Beanstan-
dung, obwohl es ihr nach den Umständen 
hätte zugemutet werden können, verliert 
sie das Beschwerderecht.

- Formulierung gemäss Musterregle-
ment AGR

Vorsitz (Prä-
sidium)

Art. 58 1 Das Gemeindepräsidium leitet die Gemein-
deversammlung.

Versamm-
lungsleitung

Art. 9 1 Der Gemeindepräsident leitet die 
Gemeindeversammlung.

- gemäss Musterreglement AGR
- geschlechtergerechte Formulierung

2 Die Gemeindeversammlung entscheidet über nicht 
geregelte Verfahrensfragen.

2 Die Versammlungsleitung entscheidet 
über allfällige Rechtsfragen, gegebenen-
falls nach Rücksprache mit dem Gemein-
deschreiber sowie den anwesenden Ge-
meinderatsmitgliedern.

- Formulierung gemäss Musterregle-
ment AGR

3 Das Gemeindepräsidium entscheidet über Rechtsfra-
gen.

- gemäss Musterreglement AGR
- geschlechtergerechte Formulierung
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Stimmen-
zählende

Art. 59 Die Gemeindeversammlung wählt die Stim-
menzählenden auf Vorschlag des Präsidiums in offe-
ner Wahl. Es gilt das einfache Mehr, gewählt sind jene 
mit den höchsten Stimmenzahlen.

- neu

Eröffnung Art. 60 Das Präsidium
a eröffnet die Gemeindeversammlung,
b fragt, ob alle Anwesenden stimmberechtigt sind,
c sorgt dafür, dass Nichtstimmberechtigte gesondert 

sitzen,
d veranlasst die Wahl der Stimmenzählenden,
e lässt die Anzahl der Stimmberechtigten feststellen,
f gibt Gelegenheit, die Reihenfolge der Traktanden 

zu ändern.

Eröffnung 
der Ver-
sammlung

Art. 10 Die Versammlungsleitung eröffnet 
die Versammlung und

a fragt, ob alle Anwesenden stimm-
berechtigt sind,

b sorgt dafür, dass Nichtstimmbe-
rechtigte gesondert sitzen,

c veranlasst die Wahl der Stimmen-
zähler,

d lässt die Anzahl der anwesenden 
Stimmberechtigten feststellen

- gemäss Musterreglement AGR
- geschlechtergerechte Formulierung
- neu: lit. a
- neu: lit. f

Prüfung 
Stimmbe-
rechtigung

Art. 61 Der Gemeinderat kann anordnen, dass an 
der Gemeindeversammlung die Stimmberechtigung 
der Teilnehmenden überprüft wird.

- Neue Bestimmung aus GO über-
nommen

-
Eintreten Art. 62 Die Gemeindeversammlung tritt ohne Bera-

tung und Abstimmung auf jedes Geschäft ein.
Eintreten Art. 11 1 Die Gemeindeversammlung  tritt 

ohne Beratung und Abstimmung auf jedes 
traktandierte Geschäft ein.

- gemäss Musterreglement AGR

Beratung Art. 63 1 Der Gemeinderat erstattet zu jedem Ge-
schäft Bericht und stellt der Gemeindeversammlung 
Antrag.

Beratung Art. 12 1 Der Gemeinderat erstattet zu je-
dem Geschäft Bericht und stellt der Ver-
sammlung Antrag.

- gemäss Musterreglement AGR

2 Die Stimmberechtigten dürfen sich zum Geschäft 
äussern und Anträge stellen. Die Anträge werden der 
Reihe nach im Protokoll festgehalten.

2 Die Stimmberechtigten können sich 
zu den Geschäften äussern und An-
träge stellen. Die Anträge werden der 
Reihe nach im Protokoll festgehalten.

3 Eine stimmberechtigte Person erhält in der gleichen 
Angelegenheit nur zwei Mal das Wort. Das Präsidium 
kann Abweichungen beschliessen.

3 Ein Stimmberechtigter erhält in der glei-
chen Angelegenheit nur zweimal das 
Wort. Der Versammlungsleiter kann Ab-
weichungen beschliessen oder die Rede-
zeit beschränken.

- geschlechtergerechte Formulierung
- Doppelnennung Zuständigkeit Be-

schränkung Redezeit. Kompetenz 
soll in Zuständigkeit GV sein (vgl. 
Abs. 4)

4 Die Gemeindeversammlung kann auf Antrag des Prä-
sidiums die Redezeit beschränken.

4 Die Gemeindeversammlung kann die Re-
dezeit beschränken.

- gemäss Musterreglement AGR

5 Das Präsidium klärt nach unklaren Äusserungen ab, 
ob ein Antrag vorliegt.

Versamm-
lungsord-
nung

Art. 15 1 Die Versammlungsleitung 
wacht über den ordentlichen Ablauf, er-
teilt das Wort und klärt bei unklaren Äus-
serungen ab, ob die stimmberechtigte 
Person einen Antrag stellt.

- gemäss Musterreglement AGR
- geschlechtergerechte Formulierung
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Ordnungs-
antrag

Art. 64 1 Die Stimmberechtigten können Ordnungs-
anträge stellen und damit insbesondere beantragen
a die Beratung zu schliessen,
b ein Geschäft auf eine nächste Gemeindeversamm-

lung zu verschieben,
c die Behandlung eines traktandierten Geschäfts vor-

zuziehen,
d die Gemeindeversammlung für eine bestimmte Zeit 

zu unterbrechen,
e die Gemeindeversammlung abzubrechen.

Ordnungs-
anträge

Art. 13 1 Jede stimmberechtigte Person 
kann Ordnungsanträge stellen und da-
mit insbesondere beantragen,
a die Beratung zu schliessen,
b ein Geschäft auf eine nächste Ver-
sammlung zu verschieben,
c die Behandlung eines Geschäftes vor-
zuziehen,
d die Versammlung zu unterbrechen,
e die Versammlung abzubrechen.

- gemäss Musterreglement AGR

2 Das Präsidium lässt über einen solchen Ordnungsan-
trag sofort abstimmen.

2 Die Versammlungsleitung lässt über 
einen solchen Antrag unverzüglich abstim-
men

- gemäss Musterreglement AGR
- geschlechtergerechte Formulierung
- „Ordnungsantrag“ statt „Antrag“

3 Nimmt die Gemeindeversammlung diesen Antrag an, 
haben einzig noch das Wort
a die Stimmberechtigten, die sich vor dem Antrag ge-

meldet haben,
b eine Vertretung der vorberatenden Organe und
c wenn es um Initiativen geht, eine Vertretung des In-

itiativkomitees.

Art. 14 2 Stimmt die Versammlung einem 
Antrag auf Schliessung der Beratungen 
(Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe a) zu, dür-
fen sich zum Geschäft einzig noch äussern 
a die Stimmberechtigten, die sich vor 

dem Antrag gemeldet haben,
b die Referenten der vorberatenden Be-

hörden,
c bei Initiativen der Vertreter der Initian-

ten.

- gemäss Musterreglement AGR
- geschlechtergerechte Formulierung
- lit. b + c Formulierung gemäss Mus-

terreglement

Störungen Art. 65 Das Präsidium kann die Verhandlungen bei 
ernstlichen Störungen unterbrechen oder die Gemein-
deversammlung beenden, wenn eine reibungslose Ab-
wicklung der Geschäfte auch nach der Unterbrechung 
nicht möglich ist.

Art. 15 2 Die Versammlungsleitung kann 
die Verhandlungen bei ernstlichen Störun-
gen unterbrechen oder die Versammlung 
beenden, wenn eine reibungslose Abwick-
lung auch nach der Unterbrechung nicht 
möglich Ist.

- geschlechtergerechte Formulierung
- Ergänzung: Geschäfte

Schluss der 
Beratung

Art. 66 Das Präsidium

a schliesst die Beratung, wenn sich niemand mehr 
äussern will und

b erläutert das Abstimmungsverfahren.

Schluss der 
Beratung

Art. 14 1 Die Versammlungsleitung erklärt 
die Beratung als abgeschlossen, wenn das 
Wort nicht mehr verlangt wird.

- geschlechtergerechte Formulierung
- Umformulierung

Abstim-
mungsver-
fahren

Art. 67 1 Das Abstimmungsverfahren ist so festzule-
gen, dass der wahre Wille der Stimmberechtigten zum 
Ausdruck kommt.

Grundsatz Art. 19 Das Abstimmungsverfahren ist so 
festzulegen, dass der wahre Wille der 
Stimmberechtigten zum Ausdruck kommt.

- gemäss Musterreglement AGR

2 Das Präsidium
a unterbricht wenn nötig die Gemeindeversammlung, 

um das Abstimmungsverfahren vorzubereiten, 
b erklärt Anträge für ungültig, die rechtswidrig sind 

oder vom Traktandum nicht erfasst werden,

Verfahren Art. 21 Die Versammlungsleitung
a kann die Versammlung unterbrechen, 

um das Abstimmungsverfahren vorzu-
bereiten, 

- gemäss Musterreglement AGR
- geschlechtergerechte Formulierung
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c lässt über einen allfälligen Rückweisungsantrag ab-
stimmen,

d fasst diejenigen Anträge zu Gruppen zusammen, 
die sich nicht gleichzeitig verwirklichen lassen,

e lässt für jede Gruppe den Sieger (Artikel 68) ermit-
teln.

b erklärt rechtswidrige oder vom Traktan-
dum nicht erfasste Anträge für ungültig,

c lässt zunächst über einen allfälligen 
Rückweisungsantrag abstimmen,

d fasst diejenigen Anträge zu Gruppen 
zusammen, die sich gegenseitig aus-
schliessen und lässt für jede Gruppe 
den obsiegenden Antrag ermitteln,

e stellt die bereinige Vorlage vor und 
fragt: „Wollt Ihr diese Vorlage anneh-
men?“.

Gruppensie-
ger (Cu-
psystem)

Art. 68 1 Das Präsidium fragt bei zwei Anträgen, die 
sich nicht gleichzeitig verwirklichen lassen: „Wer ist für 
Antrag A?“ - „Wer ist für Antrag B?“. Der Antrag, auf 
den mehr Stimmen entfallen, ist Gruppensieger.

Gruppensie-
ger (Cu-
psystem)

Art. 22 1 Bei zwei Anträgen, die sich ge-
genseitig ausschliessen, fragt die Ver-
sammlungsleitung: „Wer ist für Antrag A?“ 
und „Wer ist für Antrag B?“. Derjenige An-
trag, auf den mehr Stimmen entfallen, ist 
Gruppensieger.

- gemäss Musterreglement AGR
- geschlechtergerechte Formulierung

2 Liegen drei oder mehr Anträge vor, die sich nicht 
gleichzeitig verwirklichen lassen, stellt das Präsidium 
solange zwei Anträge gemäss Absatz 1 einander ge-
genüber, bis der Gruppensieger feststeht (Cupsystem).

2 Bei Vorliegen von drei oder mehr Anträ-
gen, die sich gegenseitig ausschliessen 
oder die sich nicht gleichzeitig verwirkli-
chen lassen, stellt die Versammlungslei-
tung so lange zwei Anträge einander ge-
genüber und lässt darüber abstimmen, bis 
der Gruppensieger feststeht (Cupsieger)

- gemäss Musterreglement AGR
- geschlechtergerechte Formulierung

3 Die protokollführende Person schreibt die Anträge 
der Reihe nach auf. Das Präsidium stellt zuerst den 
letzten Antrag dem zweitletzten gegenüber, den Sieger 
dem drittletzten usw.

3 Die Versammlungsleitung stellt zuerst den 
letzten Antrag dem zweitletzten gegenüber, 
sodann den Sieger dem drittletzten gegen-
über usw.

- gemäss Musterreglement AGR
- geschlechtergerechte Formulierung

4 Der gemäss Absatz 3 verbleibende Gruppensieger 
wird schliesslich dem Antrag des Gemeinderates oder 
gegebenenfalls der Initiative gegenübergestellt.

4 Der gemäss Abs. 3 verbleibende Gruppen-
sieger wird schliesslich dem Antrag des Ge-
meinderates oder gegebenenfalls der Initia-
tive gegenüber gestellt.

- gemäss Musterreglement AGR

Schlussab-
stimmung

Art. 69 Das Präsidium stellt am Schluss die berei-
nigte Vorlage vor und fragt: „Wollt ihr diese Vorlage an-
nehmen?“

Verfahren Art. 21 Die Versammlungsleitung
e stellt die bereinige Vorlage vor und 

fragt: „Wollt Ihr diese Vorlage an-
nehmen?“.

Schlussab-
stimmung

Art. 22 5 Die Versammlungsleitung stellt 
am Schluss die bereinigte Vorlage vor und 
fragt: .,Wollt ihr diese Vorlage annehmen?"

- gemäss Musterreglement AGR
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Form Art. 70 1 Die Gemeindeversammlung stimmt offen 
ab.

Form der 
Abstimmung

Art. 23 1 Die Gemeindeversammlung be-
schliesst in offener Abstimmung.

- gemäss Musterreglement AGR

2 Ein Drittel der anwesenden Stimmberechtigten kann 
eine geheime Abstimmung verlangen.

2 Ein Drittel der anwesenden Stimmberech-
tigten kann eine geheime Abstimmung ver-
langen. Die Stimmenzähler ermitteln zu-
sammen mit dem Gemeindeschreiber das 
Resultat der geheimen Abstimmung sofort.

- gemäss Musterreglement AGR 
Übernahme „ein Drittel“ gem. 
GVGWR, statt wie im Musterregle-
ment „ein Viertel“.

Beschluss-
fassung / 
Stichent-
scheid

Art. 71 1 Bei sämtlichen Abstimmungen entscheidet 
die Mehrheit der Stimmenden. Enthaltungen fallen 
ausser Betracht.

Beschluss-
fassung / Sti-
chentscheid

Art. 24 1 Bei sämtlichen Abstimmungen ent-
scheidet die Mehrheit der Stimmenden. Ent-
haltungen fallen ausser Betracht.

2 Das Präsidium stimmt mit. Bei Stimmengleichheit gibt 
es zudem den Stichentscheid.

2 Der Versammlungsleiter stimmt mit. Bei 
Stimmengleichheit gibt er zudem den Sti-
chentscheid.

- geschlechtergerechte Formulierung

Konsultati-
vabstim-
mung

Art. 72 1 Der Gemeinderat kann die Gemeindever-
sammlung einladen, sich zu Geschäften zu äussern, 
die nicht in ihre Zuständigkeit fallen.

- gemäss Musterreglement AGR

2 Er ist an diese Stellungnahme nicht gebunden. - gemäss Musterreglement AGR
3 Das Verfahren ist gleich wie bei Abstimmungen (Arti-
kel 67ff.).

- gemäss Musterreglement AGR

3.3. Gemeindewahlen
3.3.1. Allgemeines
Wahltag Art. 73 1 Gemeindewahlen finden an Wochenenden 

statt. Wahltag ist jeweils der Sonntag.
Wahltage Art. 35 1 Gemeindewahlen finden an Wo-

chenenden statt. Wahltag ist jeweils der 
Sonntag.

2 Der Gemeinderat setzt die Gemeindewahlen so an, 
dass möglichst viele Stimmberechtigte teilnehmen kön-
nen.

2 Der Gemeinderat ordnet Urnenwahlen so 
an, dass möglichst viele Stimmberechtigte 
teilnehmen können.

- Umformulierung

3 Ist das Gemeindepräsidium zu wählen, bestimmt der 
Gemeinderat gleichzeitig das Datum für eine allfällige 
Stichwahl.

3 Ist die Gemeindepräsident zu wählen, be-
stimmt der Gemeinderat gleichzeitig das 
Datum für eine allfällige Stichwahl.

- geschlechtergerechte Formulierung

Anordnung 
und Publika-
tion

Art. 74 1 Die Gesamterneuerungswahlen finden alle 
vier Jahre im letzten Quartal statt.

Art. 69 1 Die Gemeinde veröf-
fentlicht das Datum des Wahl-
gangs und eines allfälligen zwei-
ten Wahlgangs (bei Majorzwah-
len) mindestens drei Monate vor 
dem ersten Wahlgang im amtli-
chen Anzeiger sowie auf der ge-
meindeeigenen Homepage.

2 Die Gemeinde bildet einen Wahlkreis.
3 Die Gemeinde veröffentlicht das Datum des Wahl-
gangs und eines allfälligen zweiten Wahlgangs (bei 

Anordnung 
und Publika-
tion

Art. 49 1 Die Gemeinde veröffentlicht das 
Datum des Wahlgangs und eines allfälli-
gen zweiten Wahlgangs mindestens 3 Mo-
nate vor dem ersten Wahlgang im Amts-
anzeiger.

Anordnung 
und Publika-
tion

Art. 55 1 Die Gemeinde veröffentlicht das 
Datum des Wahlgangs mindestens 3 Mo-
nate vor dem Wahlgang im Amtsanzeiger 
sowie auf der gemeindeeigenen Home-
page.

- Ergänzung: bei Majorzwahlen
- Gem. Musterreglement AGR
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Majorzwahlen) mindestens drei Monate vor dem ersten 
Wahlgang im amtlichen Anzeiger sowie auf der Web-
seite der Gemeinde.
4 Sie gibt bei dieser Gelegenheit die Vorschriften für 
das Einreichen von Wahlvorschlägen bekannt.
5 Für die briefliche Stimmabgabe gelten die gleichen 
Bestimmungen wie für die eidgenössischen und kanto-
nalen Wahlen und Abstimmungen.

Art. 49 2 Sie gibt bei dieser Gelegenheit 
die Vorschriften für das Einreichen von 
Wahlvorschlägen bekannt.
Art. 55 5 Sie gibt bei dieser Gelegenheit 
die Vorschriften für das Einreichen von 
Wahlvorschlägen (Listen) bekannt.

-
Wahlzettel Art. 75 1 Bei Gemeindewahlen können amtliche oder 

ausseramtliche, ganz oder teilweise bedruckte Wahl-
zettel verwendet werden.

Wahlzettel Art. 40 1 Bei Gemeindewahlen können 
amtliche oder ausseramtliche, ganz oder 
teilweise bedruckte Wahlzettel verwendet 
werden.

2 Der amtliche Wahlzettel im Majorzwahlverfahren ent-
hält so viele leere Linien, wie Sitze zu vergeben sind.

2 Der amtliche Wahlzettel im Majorzverfah-
ren enthält so viele leere Linien, wie Sitze 
zu vergeben sind.

3 Der amtliche Wahlzettel im Proporzverfahren enthält 
eine leere Linie für die Nummer und die Bezeichnung 
der Liste und so viele leere Linien, wie Sitze zu verge-
ben sind.

3 Der amtliche Wahlzettel im Proporzver-
fahren enthält eine leere Linie für die Num-
mer und die Bezeichnung der Liste und so 
viele leere Linien, wie Sitze zu vergeben 
sind.

4 Die ausseramtlichen Wahlzettel mit Vordruck im Pro-
porzverfahren enthalten
a die Bezeichnung der vorzunehmenden Wahl,
b den Aufdruck „ausseramtlicher Wahlzettel“,
c die genaue Bezeichnung und die Nummer der Liste 

(Partei oder Wählergruppierung),
d Familienname, Vorname, Geburtsjahr, Beruf und 

Wohnadresse der vorgeschlagenen Personen,
e die Kandidatennummern und eine allfällige Prüfzif-

fer.

4 Die ausseramtlichen Wahlzettel mit Vor-
druck des Proporzverfahrens enthalten
a den Aufdruck „Ausseramtlicher Wahl-

zettel“,
b die genaue Bezeichnung und die Num-

mer der Liste (Partei- oder Wählergrup-
pierung),

c Familien- und Vorname, Geburtsjahr, 
Beruf und Wohnadresse der vorge-
schlagenen Personen,

d die Kandidatennummern und eine all-
fällige Prüfziffer,.

e die Bezeichnung der vorzunehmenden 
Wahl

Die Unterzeichnenden haben während we-
nigstens einem Tag die Möglichkeit, das 
Gut zum Druck anzusehen und zuhanden 
der Gemeindeverwaltung Bemerkungen 
anzubringen.

- neue Reihenfolge der lit.
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5 Ausseramtliche Wahlzettel dürfen sich weder in der 
Farbe, Grösse und Form, noch sonst in einer Weise 
von den amtlichen Wahlzetteln unterscheiden.

5 Ausseramtliche Wahlzettel dürfen sich 
weder in der Farbe, Grösse und Form 
noch in sonst einer Weise von den amtli-
chen Wahlzetteln unterscheiden.

Ausseramtli-
ches Wahl-
material

Art. 76 1 Das zulässige ausseramtliche Wahlmaterial 
umfasst die ausseramtlichen Wahlzettel und das Wer-
bematerial (Flugblätter oder Prospekte) von politischen 
Parteien und Gruppierungen.

Ausseramtli-
ches Wahl-
material; 
Teilnahme-
bedingun-
gen für die 
Parteien

Art. 41 1 Das zulässige ausseramtliche 
Wahlmaterial umfasst die ausseramtlichen 
Wahlzettel und das Werbematerial (Flug-
blätter oder Prospekte) von politischen 
Parteien und Gruppierungen.

2 Die Gemeindeverwaltung gibt den politischen Par-
teien und Gruppierungen zeitgerecht die formalen An-
forderungen für das Werbematerial bekannt (nament-
lich Format und Gewicht).

2 Die Gemeindeverwaltung organisiert den 
gemeinsamen Versand des amtlichen und 
des ausseramtlichen Wahlmaterials und 
übernimmt die Kosten für das Kuvert und 
das Porto. Sie gibt den bekannten ortsan-
sässigen politischen Parteien und Grup-
pierungen die Anmeldefrist und die Bedin-
gungen für die Teilnahme am Versand 
rechtzeitig bekannt.

- Umformulierung

Kosten Art. 77 1 Die Gemeinde übernimmt die Kosten für 
das Papier und den Druck der ausseramtlichen Wahl-
zettel für jede an der Wahl teilnehmende politische 
Partei oder Gruppierung.

2 Die Gemeindeverwaltung organisiert den 
gemeinsamen Versand des amtlichen und 
des ausseramtlichen Wahlmaterials und 
übernimmt die Kosten für das Kuvert und 
das Porto. Sie gibt den bekannten ortsan-
sässigen politischen Parteien und Grup-
pierungen die Anmeldefrist und die Bedin-
gungen für die Teilnahme am Versand 
rechtzeitig bekannt.

Unterstüt-
zung der po-
litischen 
Parteien

Art. 42 1 Die Gemeinde übernimmt die 
Kosten für das Papier und den Druck der 
ausseramtlichen Wahlzettel für jede an der 
Wahl teilnehmende Partei oder Gruppie-
rung.

- Umformulierung

2 Der Druck des individuellen Werbematerials geht zu-
lasten der politischen Parteien und Gruppierungen.

2 Der Druck des individuellen Werbemate-
rials finanzieren die politischen Parteien 
oder Gruppierungen.

- Umformulierung

Versand Art. 78 1 Die Gemeindeverwaltung ist besorgt für den 
gemeinsamen Versand des amtlichen und des ausser-
amtlichen Wahlmaterials. Die Gemeinde übernimmt 
die Kosten.

2 Die Gemeindeverwaltung organisiert den 
gemeinsamen Versand des amtlichen und 
des ausseramtlichen Wahlmaterials und 
übernimmt die Kosten für das Kuvert und 

- Umformulierung
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2 Sie informiert die ortsansässigen Parteien und Grup-
pierungen zeitgerecht über die Anmeldefrist und die 
Bedingungen für die Teilnahme am Versand.

das Porto. Sie gibt den bekannten ortsan-
sässigen politischen Parteien und Grup-
pierungen die Anmeldefrist und die Bedin-
gungen für die Teilnahme am Versand 
rechtzeitig bekannt.

- Umformulierung

3 Die Stimmberechtigten müssen das Wahlmaterial 
(Stimmrechtsausweis und Wahlzettel sowie fristgerecht 
eingereichtes Werbematerial) mindestens zehn Tage 
vor dem Wahltag erhalten.

Wahlmate-
rial

Art. 50 1 Die Stimmberechtigten erhalten 
das Wahlmaterial (Stimmrechtsausweis 
und Wahlzettel) mindestens 10 Tage vor 
dem Wahltag.

Wahlmate-
rial

Art. 66 Die Stimmberechtigten erhalten 
das Wahlmaterial (Stimmrechtsausweis 
und Wahlzettel) mindestens 10 Tage vor 
dem Wahltag.

- Umformulierung
- Ergänzung: sowie fristgerecht einge-

reichtes Werbematerial

4 Bei Stichwahlen im Majorzwahlverfahren müssen die 
Stimmberechtigten das Wahlmaterial (Stimmrechtsaus-
weis und Wahlzettel sowie fristgerecht eingereichtes 
Werbematerial) mindestens fünf Tage vor dem Wahl-
tag erhalten. 

Art. 50 2 Bei Stichwahlen ist das Wahlma-
terial mindestens 5 Tage vor dem Wahltag 
zuzustellen.

- Umformulierung/Präzisierung

Ungültige 
Wahlzettel

Art. 79 1 Wahlzettel sind ungültig, wenn sie

a den kantonalen Vorschriften widersprechen,
b nicht aus dem von der Gemeindeverwaltung in Auf-

trag gegebenen Satz und Druck stammen,
c anders als handschriftlich ausgefüllt oder abgeän-

dert worden sind,
d nicht abgestempelt sind,
e den freien Willen des Wählers nicht eindeutig zu er-

kennen geben,
f einen Vorbehalt oder unanständige oder ehrverlet-

zende Bemerkungen enthalten,
g im Proporzverfahren eine Listenbezeichnung oder 

eine Ordnungsnummer, jedoch keinen Namen einer 
kandidierenden Person enthalten.

Art. 44 1 Wahlzettel sind ungültig, wenn 
sie
a den kant. Vorschriften widersprechen,
b nicht aus dem von der Gemeindever-

waltung in Auftrag gegebenen Satz und 
Druck stammen,

c anders als handschriftlich ausgefüllt 
oder abgeändert worden sind,

d nicht abgestempelt sind,
e den freien Willen der Wählenden nicht 

eindeutig zu erkennen geben,
f einen Vorbehalt oder unanständige 

oder ehrverletzende Bemerkungen ent-
halten.

1.2 Ausfüllen der Wahlzettel (GV)
Art. 24 1 Wer den amtlichen Wahlzettel be-
nützt, kann handschriftlich und eigenhändig 
so viele Namen wählbarer Personen je ein-
mal eintragen, als Sitze zu vergeben sind 
sowie die Parteibezeichnung (Partei-
stimme) einsetzen. 
2 Die ausseramtlichen Wahlzettel dürfen 
nur handschriftlich abgeändert werden. 

- lit. g neu: gem. Art. 24 der Gemein-
deverordnung (GV)
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3 Enthält ein Wahlzettel mehr Namen, als 
Sitze zu vergeben sind, streicht der Wahl-
ausschuss auf amtlichen Wahlzetteln die 
letzten Namen, auf ausseramtlichen die 
letzten gedruckten Namen. 
4 Für die Bereinigung der Parteistimmen 
gelten die in Absatz 3 aufgeführten Grund-
sätze. 
5 Wahlzettel, welche eine Parteistimme, je-
doch keinen Namen einer Kandidatin oder 
eines Kandidaten enthalten, sind ungültig. 

2 Vorbehalten bleiben die besonderen Ungültigkeits-
gründe im Falle der brieflichen Stimmabgabe.

Art. 44 2 Vorbehalten bleiben die beson-
deren Ungültigkeitsgründe im Falle der 
brieflichen Stimmabgabe.

Wahlproto-
koll

Art. 80 1 Der Abstimmungs- und Wahlausschuss er-
stellt nach Abschluss der Ermittlung der Ergebnisse ein 
Wahlprotokoll zuhanden des Gemeinderats. Dieses 
enthält insbesondere
a die Daten und den Gegenstand des Wahlgangs,
b die Zahl der Stimmberechtigten gemäss Stimmre-

gister,
c die Zahl der abgegebenen Ausweiskarten sowie der 

gültigen, der ungültigen und der leeren Wahlzettel,
d die Wahlbeteiligung,
e die Zahl der in Betracht fallenden gültigen Wahlzet-

tel,
f bei Mehrheitswahlen (Majorz) (Artikel 75ff.) die 

Stimmenzahl jeder kandidierenden Person, die Zahl 
des absoluten Mehrs und die Namen der Gewähl-
ten,

g bei Verhältniswahlen (Proporz) (Artikel 83ff.)
- die Bezeichnung der eingereichten Listen,
- die Stimmenzahl jeder kandidierenden Person,
- die Zusatzstimmen jeder Liste,
- die Listenstimmen (Kandidaten- plus Zusatzstim-
men) jeder Liste,
- die Gesamtzahl der gültigen Stimmen,
- die Verteilungszahl,
- den Stimmenrest jeder Liste,
- die Namen der Gewählten jeder Liste,
- die Namen der Nichtgewählten jeder Liste (Ersatz-
personen),

Art. 47 1 Der Ausschuss verfasst ein Pro-
tokoll. Dieses enthält insbesondere:
a die Daten und den Gegenstand des 

Wahlgangs,
b die Zahl der Stimmberechtigten ge-

mäss Stimmregister,
c die Zahl der abgegebenen Ausweiskar-

ten sowie der gültigen, der ungültigen 
und der leeren Wahlzettel,

d die Stimmbeteiligung,
e die Zahl der in Betracht fallenden gülti-

gen Wahlzettel,
f bei Mehrheitswahlen (Artikel 49ff) die 

Stimmenzahl jeder kandidierenden 
Person, die Zahl des absoluten Mehrs 
und die Namen der Gewählten,

g bei Verhältniswahlen (Artikel 55ff.)
- die Bezeichnung der eingereichten 
Listen,
- die Stimmenzahl jeder kandidieren-
den Person,
- die Zusatzstimmen jeder Liste,
- die Listenstimmen (Kandidaten- plus 
Zusatzstimmen) jeder Liste,
- die Gesamtzahl der gültigen Stim-
men,
- die Verteilungszahl,
- den Stimmenrest jeder Liste,

- Präzisierungen
o Abstimmungs- und Wahlaus-

schuss
o Wahlprotokoll zu Handen des 

Gemeinderats
- lit. d neu „Wahlbeteiligung“ statt 

„Stimmbeteiligung“
- lit. f neu „Majorzwahlen“ statt „Mehr-

heitswahlen“
- lit. g neu „Proportzwahlen“ statt „Ver-

hältniswahlen“
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h wo nötig Bemerkungen über den Verlauf des Wahl-
gangs und Unregelmässigkeiten.

- die Namen der Gewählten jeder Liste,
- die Namen der Nichtgewählten jeder 
Liste (Ersatzpersonen),

h wo nötig Bemerkungen über den Ver-
lauf des Wahlgangs und Unregelmäs-
sigkeiten.

2 Das Protokoll ist zweifach auszufertigen und vom 
Präsidium sowie vom Sekretariat des Abstimmungs- 
und Wahlausschusses zu unterzeichnen.

2 Das Protokoll wird zweifach ausgefertigt 
und von den beiden Personen unterzeich-
net, welche den Ausschuss leiteten und 
das Sekretariat führten.

- Umformulierung/Präzisierung

3.3.2. Wahl des Gemeindepräsidiums (Majorz)
Wahlvor-
schläge
a. Frist

Art. 81 1 Gruppen von mindestens zehn Stimmbe-
rechtigten können bei der Gemeindeverwaltung bis 
spätestens am 32. Tag (fünftletzter Mittwoch) vor dem 
Wahltag, 11.30 Uhr, Wahlvorschläge einreichen.

- Umformulierung des früheren Textes 
aus Art. 51 Abs. 1+2 

2 Massgebend ist der Zeitpunkt des Eingangs bei der 
Gemeindeverwaltung. Verspätet eingereichte Wahlvor-
schläge sind ungültig und fallen ausser Betracht.

- neu: weil dies beim Proporzwahlver-
fahren auch so gehandhabt wird. 
War bisher nicht geregelt.

Wahlvor-
schläge

Art. 51 1 Gruppen von mindestens zehn 
Stimmberechtigten können der Gemeinde-
verwaltung bis spätestens am 24. Tag 
(viertletzten Donnerstag) vor dem Wahl-
tag, 11.30 Uhr, Wahlvorschläge einrei-
chen. Diese dürfen nicht mehr Namen ent-
halten, als Sitze zu vergeben sind. Eine 
stimmberechtigte Person darf für jeden zu 
vergebenden Sitz nur einen Vorschlag un-
terzeichnen. Die Unterzeichnung des eige-
nen Wahlvorschlages ist zulässig.

b. Angaben 
und Unter-
zeichnung

Art. 82 1 Die Wahlvorschläge dürfen nicht mehr Na-
men umfassen, als Sitze zu vergeben sind und müs-
sen die unterschriftliche Zustimmung der Kandidieren-
den enthalten.
2 Eine stimmberechtigte Person darf für jeden zu ver-
gebenden Sitz nur einen Vorschlag unterzeichnen. Die 
Unterzeichnung des eigenen Wahlvorschlags ist zuläs-
sig.

Wahlvor-
schläge

Art. 51 1 Gruppen von mindestens zehn 
Stimmberechtigten können der Gemeinde-
verwaltung bis spätestens am 24. Tag 
(viertletzten Donnerstag) vor dem Wahl-
tag, 11.30 Uhr, Wahlvorschläge einrei-
chen. Diese dürfen nicht mehr Namen ent-
halten, als Sitze zu vergeben sind. Eine 
stimmberechtigte Person darf für jeden zu 
vergebenden Sitz nur einen Vorschlag un-
terzeichnen. Die Unterzeichnung des eige-
nen Wahlvorschlages ist zulässig.

c. Prüfung Art. 83 1 Die Gemeindeverwaltung prüft die einge-
reichten Wahlvorschläge und macht die Überbringen-
den auf allfällige Mängel aufmerksam.

Art. 51 2 Der Gemeindeschreiber prüft die 
eingereichten Wahlvorschläge bei der Ein-
reichung und macht die Überbringer auf 
allfällige Mängel aufmerksam.

- geschlechtergerechte Formulierung

2 Werden allfällige Mängel nicht bis am folgenden Ar-
beitstag seit der Mängelrüge, 17.00 Uhr, behoben, so 
fällt der Wahlvorschlag ausser Betracht.
3 Werden Mängel erst später entdeckt, so werden sie 
unverzüglich der Vertretung des Wahlvorschlags mit-

Art. 51 3 Werden die Mängel nicht innert ei-
nem Tage behoben, so fällt der Wahlvor-
schlag ausser Betracht.

- Präzisierung
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geteilt. Bis am 28. Tag vor dem Wahltermin, 11.30 Uhr, 
können die Mängel behoben werden. Nach diesem 
Zeitpunkt dürfen an den Wahlvorschlägen keine Ände-
rungen mehr vorgenommen werden.
4 Wer für ein Amt kandidiert, darf nicht auf mehr als ei-
nem Wahlvorschlag stehen.
5 Wählbar sind nur Personen, deren Namen auf einem 
gültigen Wahlvorschlag stehen.

Art. 51 4 Es kann nur für solche Kandida-
ten gestimmt werden, deren Namen auf ei-
nem gültigen Wahlvorschlag stehen.

- Umformulierung

Ungültige 
Wahlzettel

Art. 84 1 Wahlzettel, die nicht vom Ausschuss abge-
stempelt sind, fallen ausser Betracht.
2 Abgestempelte Wahlzettel sind ungültig, wenn sie

a nicht aus dem von der Gemeindeverwaltung ge-
druckten Satz der amtlichen und ausseramtlichen 
Wahlzettel stammen,

b nur Namen von nichtvorgeschlagenen Kandidie-
renden enthalten,

c anders als eigenhändig und handschriftlich aus-
gefüllt oder geändert sind,

d den Wählerwillen nicht eindeutig erkennen las-
sen,

e ehrverletzende Äusserungen oder offensichtliche 
Kennzeichen enthalten.

3 Bei brieflicher Stimmabgabe bleiben ausserdem die 
hiefür geltenden besonderen Ungültigkeitsgründe vor-
behalten.

Neu - Neu gem. Vorprüfung AGR

Ungültige 
Namen

Art. 85 1 Steht auf einem Wahlzettel der gleiche 
Name mehrfach, so wird er nur einmal gezählt.

Überzählige 
Kandidaten-
namen

Art. 52 1 Steht auf einem Wahlzettel der 
gleiche Name mehrfach, so wird er nur 
einmal gezählt.

2 Stehen auf einem Wahlzettel mehr Namen, als Sitze 
zu vergeben sind, so fallen die überzähligen Namen 
am Schluss des Wahlzettels ausser Betracht.

2 Stehen auf dem Wahlzettel mehr Namen 
als Sitze zu vergeben sind, so fallen die 
überzähligen Namen am Schluss des 
Wahlzettels ausser Betracht.

Absolutes 
Mehr

Art. 86 1 Die Zahl der gültigen Wahlzettel (ohne leere 
und ungültige) wird halbiert. Die nächsthöhere ganze 
Zahl ist das absolute Mehr.

Art. 53 2 Die Zahl der gültigen (ohne leere 
und ungültige Wahlzettel) Wahlzettel wird 
halbiert. Die nächsthöhere ganze Zahl ist 
das absolute Mehr.

Neu

- Gem. Vorprüfung AG

1. Wahl-
gang

2 Im ersten Wahlgang ist gewählt, wer das absolute 
Mehr erreicht hat.

Absolutes 
und relatives 
Mehr

Art. 53 1 Im ersten Wahlgang ist gewählt, 
wer das absolute Mehr erreicht hat.

- gemäss Musterreglement AGR
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2. Wahlgang Art. 87 1 Der zweite Wahlgang findet in der Regel 14 
Tage nach dem ersten statt. Es bleiben doppelt so 
viele Kandidierende in der Wahl, als noch Sitze zu be-
setzen sind. Und zwar diejenigen, die im ersten Wahl-
gang die meisten Stimmen auf sich vereinigt haben.

Art. 53 3 Der zweite Wahlgang findet in der 
Regel 14 Tage nach dem ersten statt. Es 
bleiben doppelt so viele Kandidaten in der 
Wahl, als noch Stellen zu besetzen sind, 
und zwar diejenigen, die im ersten Wahl-
gang die meisten Stimmen auf sich verei-
nigt haben.

2 Im zweiten Wahlgang ist gewählt, wer das relative 
Mehr erreicht (grösste Stimmenzahl).

4 Gewählt ist der Kandidat mit der höchs-
ten Stimmenzahl (relatives Mehr).

- Umformulierung

Stimmen-
gleichheit

Art. 88 Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, 
welches vom Präsidium des Abstimmungs- und Wahl-
ausschusses gezogen wird.

5 Bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los, welches vom Präsidenten des Stimm- 
und Wahlausschusses gezogen wird.

- geschlechtergerechte Formulierung
- Präzisierung: „Abstimmungs- und 

Wahlausschusses“
Ersatzwahl Art. 89 Entsteht während der Amtszeit eine Vakanz, 

ist für den Rest der Amtszeit eine Ersatzwahl nach den 
vorstehenden Bestimmungen durchzuführen.

Ersatzwahl Art. 54 Entsteht während der Amtszeit 
eine Vakanz, ist für den Rest der Amtszeit 
eine Ersatzwahl nach den vorstehenden 
Bestimmungen durchzuführen.

Minderhei-
tenschutz

Art. 90 Die kantonalen Vorschriften über den Minder-
heitenschutz im Majorzwahlverfahren bleiben vorbe-
halten.

- gemäss Musterreglement AGR

3.3.3. Wahl des Gemeinderats (Proporz) -
Wahlvor-
schläge 
(Liste)
a. Frist

Art. 91 1 Die Wahlvorschläge sind bei der Gemeinde-
verwaltung ab Publikation der Wahl im offiziellen Mit-
teilungsorgan der Gemeinde bis spätestens 62 Tage 
(neuntletzter Montag) vor dem Wahltag, 11.30 Uhr, 
einzureichen.

Wahlvor-
schläge 
(Liste)
a Frist

Art. 56 1 Die Wahlvorschläge sind der Ge-
meindeverwaltung bis spätestens 42 Tage 
(sechstletzter Montag) vor dem ersten 
Wahltag, 11.30 Uhr, einzureichen.

- Ziel: Vermeiden, dass Wahlvor-
schläge bereits Monate im Voraus 
und insbesondere vor Bekanntgabe 
der „Spielregeln“ an die Parteien ein-
gereicht werden, nur um die Listen-
nummer 1 zu erhalten.

2 Massgebend ist der Zeitpunkt des Eingangs bei der 
Gemeindeverwaltung. Verspätet eingereichte Wahlvor-
schläge sind ungültig und fallen ausser Betracht.

2 Massgebend ist das Datum des Ein-
gangs bei der Gemeindeverwaltung. Ver-
spätet eingereichte Wahlvorschläge sind 
ungültig und ihnen wird keine weitere Be-
achtung geschenkt.

- Präzisierungen

b. Unter-
zeichnung

Art. 92 1 Jeder Wahlvorschlag muss eine klare Be-
zeichnung seines Ursprungs (politische Partei oder 
Gruppierung) enthalten, die Unterschriften von mindes-
tens zehn Stimmberechtigten tragen sowie die unter-
schriftliche Zustimmung der Kandidierenden enthalten.

Art. 97 1 Jeder Wahlvorschlag muss eine klare Be-
zeichnung seines Ursprungs (politische Partei oder 
Gruppierung) enthalten und die Unterschriften von 
mindestens zehn Stimmberechtigten tragen.

b Unter-
zeichnung

Art. 57 1 Jeder Wahlvorschlag muss eine 
deutliche Bezeichnung seines Ursprungs 
(Partei oder Gruppe) enthalten und die 
Unterschriften von mindestens zehn 
Stimmberechtigten tragen. Die beiden Er-
stunterzeichnenden vertreten die Partei 
oder Gruppe. Die Unterzeichnung des ei-
genen Wahlvorschlages ist zulässig.

- Gem. Vorprüfung AGR
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2 Die Erstunterzeichnenden der Wahlvorschläge, im 
Falle ihrer Verhinderung die Zweitunterzeichnenden, 
gelten gegenüber den Gemeindeorganen als bevoll-
mächtigte Vertretung. Sie sind befugt, rechtsverbind-
lich die nötigen Erklärungen zur Bereinigung ihres 
Wahlvorschlags abzugeben. Die Unterzeichnung des 
eigenen Wahlvorschlags ist zulässig.

2 Die beiden Erstunterzeichnenden vertreten die politi-
sche Partei oder Gruppierung. Die Unterzeichnung des 
eigenen Wahlvorschlags ist zulässig.

b Unter-
zeichnung

Art. 57 1 Jeder Wahlvorschlag muss eine 
deutliche Bezeichnung seines Ursprungs 
(Partei oder Gruppe) enthalten und die 
Unterschriften von mindestens zehn 
Stimmberechtigten tragen. Die beiden Er-
stunterzeichnenden vertreten die Partei 
oder Gruppe. Die Unterzeichnung des ei-
genen Wahlvorschlages ist zulässig.

- Gem. Vorprüfung AGR

3 Die Unterzeichnenden geben neben der Unterschrift 
ihren Familiennamen, den Vornamen, das Geburtsjahr 
und die Wohnadresse an.

2 Die Unterzeichnenden geben neben der 
Unterschrift ihren Familien- und Vornamen, 
das Geburtsjahr und die Wohnadresse an.

4 Eine Person kann ihre Unterschrift nach Einreichen 
des Wahlvorschlags nicht mehr zurückziehen.
5 Wer für ein Amt kandidiert, darf nicht auf mehr als ei-
nem Wahlvorschlag stehen.

3 Eine Person kann ihre Unterschrift nach 
Einreichen des Wahlvorschlags nicht mehr 
zurückziehen.

c. Vorge-
schlagene

Art. 93 1 Ein Wahlvorschlag darf nicht mehr Namen 
umfassen, als Sitze zu vergeben sind.

c Vorge-
schlagene

Art. 58 1 Ein Wahlvorschlag darf nicht 
mehr Namen enthalten, als Sitze zu verge-
ben sind.

2 Die vorgeschlagenen Personen sind mit Familienna-
men, Vornamen, Geburtsjahr, Beruf und Wohnadresse 
näher zu bezeichnen.

2 Die vorgeschlagenen Personen sind mit 
Familien- und Vornamen, Geburtsjahr, Be-
ruf und Wohnadresse näher zu bezeich-
nen.

Vorkumula-
tion

Art. 94 Dieselbe Person darf höchstens zweimal auf 
dem Wahlvorschlag aufgeführt sein (Vorkumulation).

3 Eine Person darf höchstens zweimal auf 
dem Wahlvorschlag aufgeführt sein.

- Präzisierung

Fehlende 
Wahlvor-
schläge

Art. 95 1 Werden keine oder zu wenig Wahlvor-
schläge eingereicht, können die Stimmberechtigten für 
die nicht bereits in stiller Wahl besetzten Sitze beliebig 
wählbare Personen wählen. Es sind diejenigen ge-
wählt, die am meisten Stimmen erzielt haben. Bei glei-
cher Stimmenzahl entscheidet das Los, das durch das 
Präsidium des Abstimmungs- und Wahlausschusses 
gezogen wird.

Fehlende 
Wahlvor-
schläge

Art. 60 1 Werden keine oder zu wenig 
Wahlvorschläge eingereicht, können die 
Stimmberechtigten für die nicht bereits in 
stiller Wahl besetzten Sitze beliebig wähl-
bare Personen wählen. Es sind diejenigen 
gewählt, die am meisten Stimmen erzielt 
haben. Bei gleicher Stimmenzahl entschei-
det das Los, welches vom Präsidenten 
des Stimm- und Wahlausschusses gezo-
gen wird.

- geschlechtergerechte Formulierung
- Präzisierung: „Abstimmungs- und 

Wahlausschusses“

2 Die Gemeindeverwaltung gibt das Fehlen von genü-
gend gültigen Wahlvorschlägen samt Hinweis auf die 
Freiheit der Stimmabgabe nach Absatz 1 mindestens 
drei Wochen vor dem Wahlgang im amtlichen Anzeiger 
bekannt.

2 Der Gemeindeschreiber gibt das Fehlen 
von genügend gültigen Wahlvorschlägen 
samt Hinweis auf die Freiheit der Stimm-
abgabe nach Abs. 1 mindestens 3 Wo-
chen vor dem Wahlgang im Amtsanzeiger 
bekannt.

- geschlechtergerechte Formulierung
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Prüfung der 
Wahlvor-
schläge

Art. 96 1 Die Gemeindeverwaltung prüft die einge-
reichten Wahlvorschläge und macht den Vertreter der 
politischen Partei oder Gruppierung auf allfällige Män-
gel aufmerksam.

Prüfung der 
Wahlvor-
schläge

Art. 61 1 Der Gemeindeschreiber prüft die 
eingereichten Wahlvorschläge und macht 
umgehende die Vertreterin oder den Ver-
treter der Partei oder Gruppe auf allfällige 
Mängel aufmerksam.

- geschlechtergerechte Formulierung
- Präzisierung

2 Werden allfällige Mängel nicht innerhalb von vier Ta-
gen seit der Mängelrüge (spätestens 17.00 Uhr des 4. 
Tages) behoben, so fällt der Wahlvorschlag ausser Be-
tracht.
3 Werden Mängel erst später entdeckt, so werden sie 
unverzüglich der Vertreterin oder dem Vertreter des 
Wahlvorschlags mitgeteilt. Bis zu dem in Artikel 95 Ab-
satz 2 erwähnten Zeitpunkt können die Mängel beho-
ben werden. Nach diesem Zeitpunkt dürfen an den 
Wahlvorschlägen keine Änderungen mehr vorgenom-
men werden.

Beheben 
von Mängel

Art. 62 1 Die Mängel an einem Wahlvor-
schlag sind innerhalb von 4 Tagen (d.h. 
bis zum sechsletzten Freitag vor dem 
Wahltag) 11.30 Uhr zu beheben. Andern-
falls fällt der Wahlvorschlag ausser Be-
tracht.

- Umformulierung

4 Anerkennt eine politische Partei oder Gruppierung die 
gerügten Mängel nicht, so kann sie innert zwei Tagen 
seit Bekanntgabe bei der Gemeindeverwaltung schrift-
lich und begründet den Entscheid des Gemeinderates 
in Form einer Verfügung verlangen.

2 Anerkennt die Partei oder Gruppe die ge-
rügten Mängel nicht, so kann sie den Ent-
scheid des Gemeinderates verlangen. 
Nicht anerkannte Mängel sind innert 2 Ta-
gen seit Bekanntgabe der Gemeindever-
waltung zu melden. Der Entscheid des Ge-
meinderates ist für die betreffende Wahl 
verbindlich.

- Präzisierungen

Streichung 
und Erset-
zen von 
Kandidaten-
namen

Art. 97 1 Wird eine kandidierende Person für die glei-
che Behörde auf mehr als einem Wahlvorschlag vorge-
schlagen, so veranlasst die Gemeindeverwaltung sie, 
sich für einen Wahlvorschlag zu entscheiden. Hierauf 
wird ihr Name auf den übrigen Wahlvorschlägen gestri-
chen.

Streichen 
und Erset-
zen von 
Kandidaten

Art. 63 1 Wird eine kandidierende Person 
für die gleiche Behörde auf mehr als ei-
nem Wahlvorschlag vorgeschlagen, so 
veranlasst der Gemeindeschreiber sie, 
sich für einen Wahlvorschlag zu entschei-
den. Hierauf wird ihr Name auf den übri-
gen Wahlvorschlägen gestrichen.

- geschlechtergerechte Formulierung

2 Entscheidet sich die kandidierende Person bis zum 
sechstletzten Freitag vor dem Wahltag, 11.30 Uhr, 
nicht für einen Wahlvorschlag, so wird ihr Name auf al-
len Wahlvorschlägen gestrichen.

2 Entscheidet sich die kandidierende Per-
son bis zum sechstletzten Freitag vor dem 
Wahltag, 11.30 Uhr, nicht für einen Wahl-
vorschlag, so wird ihr Name auf allen 
Wahlvorschlägen gestrichen.

3 Nach diesem Zeitpunkt darf an den eingereichten 
Wahlvorschlägen nichts mehr geändert werden.

3 Nach diesem Zeitpunkt darf an den einge-
reichten Wahlvorschlägen nichts mehr ge-
ändert werden.

Listen Art. 98 1 Die Gemeindeverwaltung teilt den Wahlvor-
schlägen Ordnungsnummern in der Reihenfolge ihrer 
Einreichung zu.

Listen Art. 64 1 Die Gemeindeverwaltung teilt 
den Wahlvorschlägen Ordnungsnummern 
in der Reihenfolge ihrer Einreichung zu.
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2 Die bereinigten Wahlvorschläge werden als Listen 
bezeichnet.

2 Die bereinigten Wahlvorschläge werden 
als Listen bezeichnet.

Listenver-
bindungen

3 Listenverbindungen sind nicht gestattet. - Listenverbindungen sind auch wei-
terhin nicht zugelassen.

- Diese Bestimmung wird neu aufge-
nommen, damit diese Tatsache un-
missverständlich bezeichnet ist.

Publikation Art. 99 Die Gemeindeverwaltung veröffentlicht die 
Listen mit ihren Bezeichnungen spätestens zehn Tage 
vor dem Wahltag im amtlichen Anzeiger, jedoch ohne 
Namen der Unterzeichnenden.

Publikation Art. 65 Die Gemeindeverwaltung veröf-
fentlicht die Listen mit ihren Bezeichnun-
gen spätestens 10 Tage vor dem Wahltag 
im Amtsanzeiger, jedoch ohne Namen der 
Unterzeichnenden.

Ausfüllen 
des Wahl-
zettels

Art. 100 1 Die Stimmberechtigten können für so viele 
kandidierende Personen stimmen, wie Sitze zu verge-
ben sind.

Ausfüllen 
des Wahl-
zettels

Art. 67 1 Wer wählt, kann für so viele kan-
didierende Personen stimmen, als Sitze zu 
vergeben sind.

- Umformulierung

2 Auf dem amtlichen Wahlzettel können handschriftlich 
Namen von kandidierenden Personen unterschiedli-
cher Listen eingetragen und die Ordnungsnummer 
(Listennummer) einer Liste angebracht werden. Es be-
steht auch die Möglichkeit, den amtlichen Wahlzettel 
leer einzulegen.

2 Wer den amtlichen Wahlzettel benützt, 
kann handschriftlich Namen von kandidie-
renden Personen sowie solche anderer Lis-
ten eintragen (panaschieren) und die Be-
zeichnung oder Ordnungsnummer einer 
Liste anbringen. Es besteht die Möglichkeit, 
den amtlichen Wahlzettel auch leer einzu-
legen.

- Umformulierung

3 Auf dem ausseramtlichen Wahlzettel können hand-
schriftlich Namen von kandidierenden Personen gestri-
chen, solche von kandidierenden Personen anderer 
Listen eingetragen, die Ordnungsnummer und die Lis-
tenbezeichnung gestrichen oder durch eine andere er-
setzt werden. 

2 Wer einen ausseramtlichen Wahlzettel 
benützt, kann die Namen von kandidieren-
den Personen streichen, solche anderer 
Listen eintragen (panaschieren) und die 
Ordnungsnummer und Listenbezeichnung 
streichen oder durch eine andere ersetzen. 
Sämtliche Änderungen sind handschriftlich 
vorzunehmen.

- Umformulierung

4 Kandidierende Personen können zweimal auf einem 
amtlichen oder ausseramtlichen Wahlzettel aufgeführt 
werden (kumulieren).

4 Kandidierende Personen können zweimal 
auf einem amtlichen oder ausseramtlichen 
Wahlzettel aufgeführt werden (kumulieren).

Ungültige 
Wahlzettel

Art. 101 1 Wahlzettel, die nicht vom Ausschuss abge-
stempelt sind, fallen ausser Betracht.
2 Abgestempelte Wahlzettel sind ungültig, wenn sie

a nicht aus dem von der Gemeindeverwaltung ge-
druckten Satz der amtlichen und ausseramtlichen 
Wahlzettel stammen,

Neu - Neu gemäss Vorprüfung AGR
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b eine Listenbezeichnung oder eine Ordnungsnum-
mer, jedoch keinen Namen einer kandidierenden 
Person enthalten,

c anders als eigenhändig und handschriftlich ausge-
füllt oder geändert sind,

d den Willen der wählenden Person nicht eindeutig 
erkennen lassen,

e ehrverletzende Äusserungen oder offensichtliche 
Kennzeichen enthalten.

3 Bei brieflicher Stimmabgabe bleiben ausserdem die 
hiefür geltenden besonderen Ungültigkeitsgründe vor-
behalten.

Gültige 
Wahlzettel

Art. 102 1 Für die Ermittlung der Wahlergebnisse wer-
den nur gültige Wahlzettel berücksichtigt.

Ermittlung 
der Wahler-
gebnisse a 
ungültige 
Wahlzettel

Art. 68 Für die Ermittlung der Wahlergeb-
nisse werden nur gültige Wahlzettel (Arti-
kel 44) berücksichtigt.

Streichung 
von Kandi-
datenstim-
men

2 Auf gültigen Wahlzetteln werden gestrichen

a Namen, die auf keiner Liste stehen,
b überzählige Wiederholungen, wenn der Name einer 

kandidierenden Person mehr als zweimal auf einem 
Wahlzettel steht,

c die letzten, auf Wahlzetteln mit Vordruck die letzten 
gedruckten Namen, wenn der Wahlzettel mehr Na-
men enthält, als Sitze zu vergeben sind.

b Streichen 
von Kandi-
datenstim-
men

Art. 69 Auf gültigen Wahlzetteln werden 
gestrichen

a Namen, die auf keiner Liste stehen,
b überzählige Wiederholungen, wenn der 

Name einer Person mehr als zweimal 
auf einem Wahlzettel steht,

c die letzten, auf Wahlzetteln mit Vor-
druck die letzten gedruckten Namen, 
wenn der Wahlzettel mehr Namen ent-
hält, als Sitze zu vergeben sind.

Stimmen für 
nicht mehr 
wählbare 
Personen

3 Stimmen für Personen, die seit der Bereinigung der 
Wahlvorschläge verstorben oder aus anderen Gründen 
nicht mehr wählbar sind, werden als Kandidatenstim-
men gezählt.

c Stimmen 
für nicht 
mehr wähl-
bare Perso-
nen

Art. 70 1 Stimmen für Personen, die seit 
der Bereinigung der Wahlvorschläge ver-
storben oder aus anderen Gründen nicht 
mehr wählbar sind, werden als Kandida-
tenstimmen gezählt.

4 Wird eine nicht mehr wählbare Person gewählt, rückt 
die Ersatzperson nach.

2 Wird eine nicht mehr wählbare Person 
gewählt, rückt die Ersatzperson nach.

Zusatzstim-
men

5 Trägt ein Wahlzettel eine Listenbezeichnung oder 
eine Listennummer, gelten als Zusatzstimmen für die 
betreffende Liste
a die leeren Linien, wenn der Wahlzettel weniger gül-

tige Kandidatenstimmen enthält, als Sitze zu verge-
ben sind,

d Zusatz-
stimmen

Art. 71 1 Trägt ein Wahlzettel eine Listen-
bezeichnung oder eine Listennummer, 
gelten als Zusatzstimmen für die betref-
fende Liste
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b die Stimmen für Personen, die auf keiner Liste ste-
hen und deshalb gestrichen worden sind.

a die leeren Linien, wenn der Wahlzettel 
weniger gültige Kandidatenstimmen 
enthält, als Sitze zu vergeben sind,

b die Stimmen für Personen, die auf kei-
ner Liste stehen und deshalb gestri-
chen worden sind (Artikel 71 Buch-
stabe a).

6 Stimmen die Listenbezeichnung und die Listennum-
mer nicht überein, ist die Listenbezeichnung massge-
bend.

2 Stimmen die Listenbezeichnung und die 
Listennummer nicht überein, ist die Listen-
bezeichnung massgebend.

7 Trägt ein Wahlzettel keine oder mehrere Listenbe-
zeichnungen, ergeben sich aus ihm keine Zusatzstim-
men. In diesem Fall sind leere Linien oder Stimmen für 
Personen, die auf keiner Liste stehen, Leerstimmen.

3 Trägt ein Wahlzettel keine oder mehrere 
Listenbezeichnungen, ergeben sich aus 
ihm keine Zusatzstimmen. In diesem Fall 
sind leere Linien oder Stimmen für Namen 
die auf keiner Liste stehen (Absatz 1 a 
und b), Leerstimmen.

Ermittlung 
Kandidaten- 
und Zusatz-
stimmen

Art. 103 In der Auszählung der Wahlzettel ermittelt 
der Abstimmungs- und Wahlausschuss zunächst:

a die Kandidatenstimmen,
b die Zusatzstimmen,
c die Summe der Kandidaten- und Zusatzstimmen 

der einzelnen Listen (Parteistimmen),
d die Gesamtzahl aller Parteistimmen.

Neu Neu gemäss Vorprüfung AGR

Zuteilung 
der Sitze

Art. 104 1 Die Summe der gültigen Kandidaten- und 
Zusatzstimmen (Parteistimmen) aller Listen wird durch 
die um 1 vermehrte Zahl der zu vergebenden Sitze ge-
teilt. Das Ergebnis, aufgerundet auf die nächste ganze 
Zahl, ist die Verteilungszahl.

e Zuteilung 
der Sitze

Art. 72 1 Die Summe der gültigen Kandi-
daten- und Zusatzstimmen (Parteistim-
men) aller Listen wird durch die um 1 ver-
mehrte Zahl der zu vergebenden Sitze ge-
teilt. Das Ergebnis, aufgerundet auf die 
nächste ganze Zahl, ist die Verteilungs-
zahl.

2 Die Parteistimmenzahl jeder Liste wird geteilt durch 
die Verteilungszahl. Die bei dieser Teilung resultieren-
den ganzen Zahlen geben an, wie viele Mandate jeder 
Liste zufallen.

2 Die Parteistimmenzahl jeder Liste wird 
geteilt durch die Verteilungszahl. Die bei 
dieser Teilung resultierenden ganzen Zah-
len geben an, wie viele Mandate jeder Liste 
zufallen.

Restman-
date

3 Die verbleibenden Sitze werden wie folgt zugeteilt. 
Die Parteistimmenzahl jeder Liste wird durch die um 1 
vermehrte Zahl der ihr bereits zugeteilten Sitze geteilt. 
Die Liste, die die grösste Zahl (Quotient) erreicht, er-

f Verteilung 
Restman-
date

3 Die verbleibenden Sitze werden wie folgt 
zugeteilt: Die Parteistimmenzahl jeder 
Liste wird durch die um 1 vermehrte Zahl 
der ihr bereits zugeteilten Sitze geteilt; die 
Liste, welche die grösste Zahl (Quotient) 
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hält einen weiteren Sitz. Dieses Verfahren wird ange-
wendet, bis alle Sitze zugeteilt sind.

erreicht, erhält einen weiteren Sitz. Dieses 
Verfahren wird angewendet, bis alle Sitze 
zugeteilt sind.

4 Führt jedoch das Verfahren nach Absatz 1 dazu, 
dass mehr Sitze verteilt werden, als vorhanden sind, 
wird die ermittelte Verteilungszahl um 1 erhöht und das 
Verfahren wiederholt.

4 Führt jedoch das Verfahren nach Absatz 
1 dazu, dass mehr Sitze verteilt werden als 
vorhanden sind, wird die ermittelte Vertei-
lungszahl (Abs. 1) um 1 erhöht und das 
Verfahren wiederholt.

5 Ergibt die Teilung nach Absatz 3 zwei oder mehrere 
gleiche Zahlen (Quotienten), erhält diejenige Liste 
einen Sitz, die bei der Teilung nach Absatz 2 den 
grössten Rest aufweist.

g Besondere 
Fälle

Art. 73 1 Ergibt die Teilung nach Artikel 72 
Absatz 3 zwei oder mehrere gleiche Zah-
len (Quotienten), erhält diejenige Liste 
einen Sitz, die bei der Teilung nach Artikel 
72 Absatz 2 den grössten Rest aufweist.

6 Bei gleich grossem Rest entscheidet das Los, das 
durch das Präsidium des Abstimmungs- und Wahlaus-
schusses gezogen wird.

2 Bei gleichem Rest entscheidet das Los. - Ergänzung / Präzisierung

Gewählte Art. 105 Von jeder Liste ist entsprechend den gewon-
nenen Sitzen gewählt, wer die meisten Stimmen erhal-
ten hat. Bei gleicher Stimmenzahl ist die auf der Liste 
zuerst genannte kandidierende Person gewählt.

Gewählte, 
Ersatzperso-
nen

Art. 74 Von jeder Liste ist entsprechend 
den gewonnenen Sitzen gewählt, wer die 
meisten Stimmen erhalten hat. Bei glei-
cher Stimmenzahl ist die auf der Liste zu-
erst genannte kandidierende Person ge-
wählt.

Ersatzperso-
nen

Art. 106 Die Nichtgewählten jeder Liste sind Ersatz-
personen.

2 Die Nichtgewählten jeder Liste sind Er-
satzpersonen.

Ergänzungs-
wahl

Art. 107 1 Ergibt eine Verteilung für eine Liste mehr 
Sitze, als sie kandidierende Personen aufweist, oder 
verfügt die Liste über keine Ersatzpersonen mehr, so 
findet eine Ergänzungswahl statt.

Ergänzungs-
wahl

Art. 75 1 Ergibt die Verteilung für eine 
Liste mehr Sitze, als sie kandidierende 
Personen aufweist, oder hat sie keine Er-
satzleute mehr, so findet eine Ergän-
zungswahl statt.

2 Die Unterzeichnenden des Wahlvorschlages (Liste) 
werden von der Gemeindeverwaltung aufgefordert, 
dem Gemeinderat innert 30 Tagen so viele Vorschläge 
zu machen, als der Liste noch Sitze zustehen.

2 Die Unterzeichnenden des damaligen, in 
Betracht fallenden Wahlvorschlages wer-
den vom Gemeindeschreiber aufgefordert, 
dem Gemeinderat innert 30 Tagen so viele 
Vorschläge zu machen, als der Liste noch 
Sitze zustehen.

- geschlechtergerechte Formulierung

3 Dieser Vorschlag bedarf der Zustimmung der beiden 
Erstunterzeichnenden des Wahlvorschlags. Nach Be-
reinigung der Vorschläge werden diese Personen ohne 
Wahlverhandlung vom Gemeinderat als gewählt er-
klärt.

3 Dieser Vorschlag bedarf der Zustimmung 
der beiden Erstunterzeichnenden des 
Wahlvorschlags. Nach Bereinigung der 
Vorschläge werden diese Personen ohne 
Wahlverhandlung vom Gemeinderat als 
gewählt erklärt (Artikel 77).
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4 Machen die Unterzeichnenden des Wahlvorschlags 
vom Vorschlagsrecht keinen Gebrauch oder können 
sie sich nicht einigen, so ordnet der Gemeinderat 
einen öffentlichen Wahlgang für Proporzwahlen an.

4 Machen die Unterzeichnenden von die-
sem Vorschlagsrecht keinen Gebrauch 
oder können sie sich nicht einigen, so ord-
net der Gemeinderat einen öffentlichen 
Wahlgang nach den Bestimmungen von 
Art. 55ff an.

- Präzisierungen

Nachrücken Art. 108 1 Scheidet während der Amtszeit ein Mitglied 
aus dem Gemeinderat aus, so rückt eine Ersatzperson 
aus der Liste der entsprechenden politischen Partei 
oder Gruppierung nach und zwar in der Reihenfolge 
der erreichten Stimmenzahl.

Nachrücken Art. 76 1 Scheidet während der Amtszeit 
ein Mitglied aus einer Gemeindebehörde 
aus, so rückt eine Ersatzperson der betrof-
fenen Partei oder Gruppierung nach, und 
zwar in der Reihenfolge der erreichten 
Stimmenzahl.

- Präzisierung

2 Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet die Reihen-
folge auf der Liste.

2 Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet die 
Reihenfolge auf der Liste.

Restamts-
dauer

Art. 109 Bei vorzeitigen Rücktritten erfolgt eine Er-
satzwahl für die restliche Amtszeit.

Restamts-
dauer

3 Bei vorzeitigen Rücktritten erfolgt eine 
Ersatzwahl für die restliche Amtszeit.

Stille Wahl Art. 110 Übersteigt die Gesamtzahl der Kandidieren-
den aller Listen die Zahl der zu besetzenden Sitze 
nicht, werden sie alle vom Gemeinderat ohne Wahlver-
handlung als gewählt erklärt. Diese Tatsache ist im 
nächsten amtlichen Anzeiger bekanntzumachen.

Art. 102 Der Gemeinderat kann in Majorz- oder Pro-
porzwahlen Personen in stiller Wahl als gewählt erklä-
ren, wenn die Zahl der kandidierenden Personen die 
Zahl der zu besetzenden Sitze nicht übersteigt.

Vorausset-
zungen

Art. 77 Der Gemeinderat kann Personen 
in stiller Wahl als gewählt erklären, wenn 
die Zahl der kandidierenden Personen die 
Zahl der zu besetzenden Sitze nicht über-
steigt.

- Präzisierungen

3.4. Urnenabstimmungen
Anordnung 
und Publika-
tion

Art. 111 1 Die Gemeindeverwaltung veröffentlicht Ab-
stimmungen über Sachgeschäfte spätestens 30 Tage 
vor dem Abstimmungstag im amtlichen Anzeiger.
2 Sie gibt darin die einzelnen zur Abstimmung gelan-
genden Vorlagen bekannt.

Neue Artikel: waren bisher im Reglement nicht enthalten Neu: durch die neuen Zuständigkeiten 
der Urnengemeinde.

Abstim-
mungsmate-
rial

Art. 112 1 Die Stimmberechtigten erhalten das Abstim-
mungsmaterial (Stimmrechtsausweis, Abstimmungs-
vorlage, Stimmzettel) in der vierten Woche vor dem 
Abstimmungstag.
2 Die Vorlage enthält eine kurze und sachliche Bot-
schaft des Gemeinderates, welche auch den Argumen-
ten der Gegnerschaft der Vorlage Rechnung trägt.
3 Abstimmungsbotschaften zu Initiativen und Referen-
den enthalten eine Darstellung der Argumente der Ur-
heberschaft des entsprechenden Begehrens.

Ausfüllen 
der Stimm-
zettel

Art. 113 1 Die Stimmberechtigten setzen auf dem 
Stimmzettel
a ein „Ja" ein, wenn sie die Vorlage annehmen,
b ein „Nein" ein, wenn sie die Vorlage ablehnen.
2 Sie können den Stimmzettel leer einlegen.
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Abstim-
mungser-
gebnis

Art. 114 1 Für die Ermittlung des Abstimmungsergeb-
nisses fallen die ungültigen oder leeren Stimmzettel 
ausser Betracht.
2 Eine Vorlage ist angenommen, wenn sie mehr Ja- als 
Nein-Stimmen erhalten hat. Im Fall der Stimmengleich-
heit gilt eine Vorlage als verworfen.
3 Vorbehalten bleibt Art.115 Abs. 5.

Zwei Vorla-
gen zum 
gleichen Ge-
schäft

Art. 115 1 Unterbreitet der Gemeinderat den Stimmbe-
rechtigten einen Gegenvorschlag einer Initiative oder 
eine Variante zu einem Sachgeschäft (Eventualan-
trag), werden beide Vorlagen gleichzeitig zur Abstim-
mung gebracht.
2 Die Stimmberechtigten können gültig beiden Vorla-
gen zustimmen. Das Mehr wird für jede Frage geson-
dert ermittelt.

Varianten-
abstimmung

3 Den Stimmberechtigten werden auf demselben 
Stimmzettel drei Fragen vorgelegt:
1. Wollen Sie die Variante A annehmen?
2. Wollen Sie die Variante B annehmen?
3. Falls sowohl die Variante A als auch die Vari-
ante B vom Volk angenommen werden (Stichfrage): 
Soll die Variante A oder die Variante B in Kraft treten?
Für die Beantwortung der dritten Frage ist das entspre-
chende Feld auf dem Stimmzettel zu kennzeichnen.
4 Das Mehr wird für jede Frage getrennt ermittelt. 
Leere und ungültige Stimmen werden nicht berück-
sichtigt.
5 Werden sowohl die Variante A als auch die Variante 
B angenommen, so entscheidet das Ergebnis der drit-
ten Frage. In Kraft tritt die Variante, die bei dieser 
Frage mehr Stimmen erzielt.

Neu: ermöglicht Variantenabstimmun-
gen an der Urne.

4. Öffentlichkeit, Information, Protokolle
4.1. Öffentlichkeit
Gemeinde-
versamm-
lung

Art. 116 1 Die Gemeindeversammlung ist öffentlich. Gemeinde-
versamm-
lung

Art. 18 1 Die Gemeindeversammlungen 
sind öffentlich.

- gemäss Musterreglement AGR

2 Die Medien haben freien Zugang zur Gemeindever-
sammlung und dürfen darüber berichten. Vorbehalten 
bleiben Beschränkungen der Berichterstattung auf-
grund der kantonalen Gesetzgebung über die Informa-
tion und die Medienförderung und den Datenschutz.

2 Die Medien haben freien Zugang und 
dürfen über die Versammlung berichten. 
Vorbehalten bleiben Beschränkungen der 
Berichterstattung aufgrund der kantonalen 

- gemäss Musterreglement AGR
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Gesetzgebung über die Information der 
Bevölkerung und den Datenschutz.

3 Über die Zulässigkeit von Bild- und Tonaufnahmen 
oder -übertragungen entscheidet die Versammlung.

3 Die Versammlung entscheidet über die 
Zulässigkeit von Bild- und Tonaufnahmen 
und deren Übertragung.

- gemäss Musterreglement AGR

4 Jede anwesende stimmberechtigte Person kann ver-
langen, dass ihre Äusserung oder Stimmabgabe nicht 
aufgezeichnet wird.

4 Jede anwesenden stimmberechtigten 
Personen kann verlangen, dass ihre Äus-
serungen oder Stimmabgabe nicht aufge-
zeichnet und nicht übertragen wird.

- gemäss Musterreglement AGR
- Umformulierung

Übrige Ge-
meindeor-
gane

Art. 117 Die Sitzungen und Protokolle der übrigen Ge-
meindeorgane sind nicht öffentlich.

- gemäss Musterreglement AGR

4.2. Information
Information 
der Bevölke-
rung

Art. 118 1 Die Gemeinde informiert über alle Tätigkei-
ten von allgemeinem Interesse, soweit nicht überwie-
gende öffentliche oder private Interessen entgegenste-
hen.

Information Art. 9 1 Die Gemeindebehörden informie-
ren die Bevölkerung über ihre Tätigkeiten 
von allgemeinem Interesse, soweit nicht 
überwiegende öffentliche oder private Inter-
essen entgegenstehen.

- gemäss Musterreglement AGR
- Präzisierung

2 Die Information der Bevölkerung erfolgt nach dem 
Grundsatz der Transparenz und dient der freien und 
unverfälschten Meinungsbildung mit dem Ziel, das Ver-
trauen in Behörden und Verwaltung zu stärken.

2 Die Information der Bevölkerung erfolgt 
nach dem Grundsatz der Transparenz und 
dient der freien und unverfälschten Mei-
nungsbildung mit dem Ziel, das Vertrauen 
in Behörden und Verwaltung zu stärken.

3 Die Gemeinde informiert zeitgerecht, umfassend, 
sachgerecht und klar.

- gemäss Musterreglement AGR
- neu: „zeitgerecht“ statt „rasch“

Auskünfte Art. 119 Jede Person hat ein Recht auf Auskunft und 
Einsicht in amtliche Akten, soweit nicht überwiegende 
öffentliche oder private Interessen entgegenstehen.

- gemäss Musterreglement AGR

Listenaus-
künfte

Art. 120 1 Die Geschäftsleiterin bzw. der Geschäftslei-
ter der Gemeindeverwaltung kann die systematische 
und geordnete Bekanntgabe von Daten (Listenaus-
künfte) bewilligen.

Listenaus-
künfte

Art. 20 1 Die Geschäftsleitung der Ge-
meinde kann die systematische und geord-
nete Bekanntgabe von Daten (Listenaus-
künfte) durch die Gemeindeverwaltung be-
willigen.

- geschlechtergerechte Formulierung
- Präzisierung: Geschäftsleiter/Ge-

schäftsleiterin bisher „Geschäftslei-
tung“

- Umformulierung
2 Listenauskünfte werden nur gemeinnützigen, kulturel-
len, sportlichen und politischen Institutionen aus der 
Gemeinde oder der Region auf Anfrage hin erteilt. Die 
Bekanntgabe von Daten zu kommerziellen Zwecken ist 
untersagt. Über die möglichen Listenauskünfte wird ein 
Verzeichnis geführt, in das jederzeit Einsicht genom-
men werden kann.

2 Listenauskünfte werden nur gemeinnützi-
gen, kulturellen, sportlichen und politischen 
Institutionen aus der Gemeinde oder der 
Region auf Anfrage hin erteilt. Die Bekannt-
gabe von Daten zu kommerziellen Zwe-
cken ist untersagt. Über die möglichen Lis-
tenauskünfte wird ein Verzeichnis geführt, 
in das jederzeit Einsicht genommen wer-
den kann.
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3 Jede in der Gemeinde wohnhafte Person kann bei der 
Gemeindeverwaltung die Sperrung ihrer Daten für Lis-
tenauskünfte veranlassen.

3 Jede in der Gemeinde wohnhafte Person 
kann bei der Gemeindeverwaltung die 
Sperrung ihrer Daten für Listenauskünfte 
verlangen.

- neu: „veranlassen“ statt „verlangen“

Informati-
ons- und 
Daten-
schutzge-
setzgebung

Art. 121 Die Vorschriften der kantonalen Gesetzge-
bung über die Information und die Medienförderung 
und den Datenschutz bleiben vorbehalten.

4 Vorbehalten bleiben die Vorschriften über 
die Bekanntgabe von Daten in Form von 
Listenauskünften gemäss Datenschutzge-
setz und der kantonalen Informationsge-
setzgebung.

- gemäss Musterreglement AGR
- Umformulierung

Vorschriften 
der Ge-
meinde

Art. 122 Die Gemeindeverwaltung führt eine laufend 
aktualisierte Sammlung der Gemeindeerlasse und hält 
diese zur Einsicht offen.

- gemäss Musterreglement AGR

4.3. Protokoll -
Grundsatz Art. 123 1 Über die Beratung der Gemeindeorgane ist 

Protokoll zu führen.
Protokollfüh-
rungspflicht

Art. 32 1 Über die Verhandlungen der Ge-
meindeversammlung ist Protokoll zu füh-
ren.

- gemäss Musterreglement AGR
- neu: „Beratung“ statt „Verhandlung“ 

und „Gemeindeorgane“ statt „Ge-
meindeversammlung“

2 Die Geschäftsleiterin bzw. der Geschäftsleiter der 
Gemeindeverwaltung oder die Stellvertretung sorgt für 
die Protokollierung der Verhandlungen der Gemeinde-
versammlung.

2 Der Gemeindeschreiber oder sein Stell-
vertreter sorgt für die Protokollierung der 
Verhandlungen an der Gemeindever-
sammlung.

- geschlechtergerechte Formulierung

Inhalt Art. 124 1 Das Protokoll enthält
a Ort und Datum der Versammlung oder Sitzung,
b Name des Präsidiums und der protokollführenden 

Person,
c Zahl der anwesenden Stimmberechtigten oder Na-

men der Sitzungsteilnehmenden,
d Reihenfolge der Traktanden,
e Anträge,
f angewandte Abstimmungs- und Wahlverfahren,
g Beschlüsse und Wahlergebnisse,
h Rügen nach Art. 49a des Gemeindegesetzes (Rü-

gepflicht),
i Zusammenfassung des Sachverhalts und der Bera-

tung,
j Unterschrift des Präsidiums und der protokollfüh-

renden Person.

Art. 33 1 Das Protokoll der Gemeindever-
sammlung enthält:
a den Ort, das Datum und die Dauer der 

Gemeindeversammlung,
b die Namen der Versammlungsleitung, 

der protokollführenden Person, sowie 
die Namen der Stimmenzähler,

c die Zahl der anwesenden Stimmbe-
rechtigten,

d die Reihenfolge der Traktanden,
e die Anträge,
f das angewandte Abstimmungs- und 

Wahlverfahren,
g die Beschlüsse und Wahlergebnisse,
h die allfälligen Rügen,
i die Zusammenfassung des Sachver-

halts und der Beratungen,
j die Unterschriften des Versammlungs-

leiters sowie der Protokollführenden 
Person.

- gemäss Musterreglement AGR
- lit. a, b, c, h, j: Formulierung gemäss 

Musterreglement



Totalrevision Gemeindeordnung

Stand: 05.12.2024 Seite 47 / 52

2 Die Beratung ist sachlich und willkürfrei zu protokol-
lieren.

- gemäss Musterreglement AGR

Öffentlich-
keit sowie 
Genehmi-
gung

Art. 125 1 Die Gemeindeverwaltung legt das Protokoll 
der Gemeindeversammlung spätestens 30 Tage nach 
der Versammlung während 10 Tagen öffentlich auf. 

Öffentlich-
keit; Geneh-
migung

Art. 34 1 Der Gemeindeschreiber legt das 
Protokoll spätestens 30 Tage nach der 
Gemeindeversammlung in der Gemeinde-
schreiberei öffentlich zur Einsichtnahme 
auf.

- Umformulierung

2 Während der Auflage kann schriftlich und begründet 
Einsprache beim Gemeinderat erhoben werden.

2 Gegen das Protokoll kann während der 
10-tägigen Auflagefrist schriftlich und be-
gründet Einsprache an den Gemeinderat 
erhoben werden.

- gemäss Musterreglement AGR
- Formulierung gemäss GVGWR

3 Der Gemeinderat entscheidet über die Einsprachen 
und genehmigt das Protokoll.

3 Wird keine Einsprache erhoben oder 
kann eine Einsprache während der Aufla-
gefrist bereinigt werden, gilt das Protokoll 
ohne weiteren Beschluss als genehmigt.
4 Über allfällige Einsprachen entscheidet 
der Gemeinderat endgültig.

- neu: Genehmigung durch den GR, 
im GVGWR automatische Genehmi-
gung nach Ablauf der Einsprache-
frist.

4 Das Protokoll ist öffentlich. 5 Das Protokoll der Gemeindeversamm-
lung ist öffentlich.

- gemäss Musterreglement AGR

5 Die Protokolle der übrigen Gemeindeorgane sind 
nicht öffentlich und in der jeweils nächsten Sitzung zu 
genehmigen.

- gemäss Musterreglement AGR

5. Aufgaben
5.1. Aufgabenwahrung
Grundsatz Art. 126 1 Die Gemeinde erfüllt die ihr übertragenen 

und von ihr selbstgewählten Aufgaben.
Aufgaben Art. 2 1 Die Gemeinde erfüllt die ihr von 

Bund und Kanton übertragenen Aufgaben.
2 Sie kann darüber hinaus alle Aufgaben 
wahrnehmen, für die nicht ausschliesslich 
der Bund, der Kanton oder eine andere Or-
ganisation zuständig ist.

- gemäss Musterreglement AGR
- Umformulierung

2 Gemeindeaufgaben können alle Angelegenheiten 
sein, die nicht ausschliesslich vom Bund, vom Kanton 
oder anderen Trägern öffentlicher Aufgaben wahrge-
nommen werden.

- gemäss Musterreglement AGR
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Selbstge-
wählte 
Aufgaben
a Grund-

lage

Art. 127 Grundlage für die Übernahme selbstgewähl-
ter Aufgaben ist ein Erlass oder Beschluss des zustän-
digen Gemeindeorgans.

- gemäss Musterreglement AGR

b Menge, 
Qualität, 
Kosten, 
Finanzie-
rung

Art. 128 1 Menge, Qualität und Kosten der zu erbrin-
genden Leistungen sind dabei festzulegen.

- gemäss Musterreglement AGR

2 Die finanzielle Tragbarkeit ist nachzuweisen. - gemäss Musterreglement AGR
Überprüfung Art. 129 Die Aufgaben werden periodisch auf ihre Not-

wendigkeit hin überprüft.
- gemäss Musterreglement AGR

5.2. Aufgabenerfüllung
Grundsatz Art. 130 1 Die Aufgaben sind nach Massgabe des 

Rechts sowie leistungs- und kostenorientiert zu erfül-
len.

- gemäss Musterreglement AGR

Grundsätze 
der Aufga-
benerfüllung

Art. 3 1 Die Gemeindebehörden und die 
Verwaltung handeln im Interesse der Ge-
meinde und der Bevölkerung. Die Erfüllung 
der Gemeindeaufgaben erfolgt im Rahmen 
der zur Verfügung stehenden Mittel mit 
Rücksicht auf die Bedürfnisse der Bevölke-
rung.

- Streichung (Formulierung gemäss 
Musterreglement)

2 Die Gemeinde weist die Zuständigkeiten 
klar zu und sorgt dafür, dass
a die politischen und ausführenden Or-

gane die eigenen Zuständigkeiten 
wahrnehmen und die Zuständigkeiten 
der anderen Organe respektieren, 

b die Verwaltung die ihr obliegenden Auf-
gaben verantwortungsbewusst und 
selbständig erfüllt.

- Streichung (Formulierung gemäss 
Musterreglement)

Mitteleinsatz Art. 4 Die Gemeinde setzt die ihr zur Verfü-
gung stehenden Mittel wirkungsvoll und 
wirtschaftlich ein und 
a definiert und misst ihre Leistungen und 

vergleicht diese mit denjenigen Dritter, 
soweit dies mit vertretbarem Aufwand 
möglich ist,

- Streichung (Formulierung gemäss 
Musterreglement)
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b weist die Art der Finanzierung, die Fol-
gekosten und die Tragbarkeit der Leis-
tungserbringung aus,

c setzt zur Wirkungsüberprüfung ange-
messene Führungsinstrumente ein und 
stellt die zweckmässige Erfassung der 
Kosten sicher.

Überprüfung 
der Leis-
tungserbrin-
gung

2 Der Gemeinderat überprüft die sachgerechte und 
wirtschaftliche Leistungserbringung laufend.

- gemäss Musterreglement AGR

Träger der 
Aufgaben

Art. 131 1 Für jede Aufgabe ist zu prüfen, ob die Ge-
meinde sie
a selbst erfüllen,
b einem Gemeindeunternehmen zuweisen oder
c an Dritte ausserhalb der Verwaltung übertragen 

soll.

- gemäss Musterreglement AGR

2 Die Zusammenarbeit mit Gemeinden, privaten und 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften ist anzustreben, 
soweit damit eine wirksamere oder kostengünstigere 
Leistung erbracht werden kann.

Zusammen-
arbeit mit 
Dritten

Art. 8 Die Gemeinde arbeitet mit anderen 
Gemeinden und Dritten zusammen, wenn 
dadurch Aufgaben wirksamer oder kosten-
günstiger erfüllt werden können.

- gemäss Musterreglement AGR
- Umformulierung

Erfüllung 
durch Dritte

Art. 132 1 Die Zuständigkeit zur Übertragung von Auf-
gaben an Dritte richtet sich nach der Höhe der damit 
verbundenen Ausgabe.

Übertragung 
von Aufga-
ben an 
Dritte

Art. 7 1 Die Zuständigkeit zur Übertragung 
von Aufgaben an Dritte richtet sich nach 
der Höhe der damit verbundenen Ausgabe.

2 Art und Umfang der Übertragung sind in einem Regle-
ment zu regeln, wenn sie 
a zu einer Einschränkung von Grundrechten führen 

kann, 
b eine bedeutende Leistung betrifft,
c zur Erhebung von Abgaben ermächtigt.

2 Art und Umfang der Übertragung sind in 
einem Reglement zu regeln, wenn sie 
a zu einer Einschränkung von Grund-

rechten führen kann, 
b eine bedeutende Leistung betrifft oder
c zur Erhebung von Abgaben ermächtigt.

3 Wird beabsichtigt, eine öffentliche Aufgabe an Dritte 
zu übertragen, findet die kantonale Gesetzgebung 
über das öffentliche Beschaffungswesen Anwendung.

- gemäss Musterreglement AGR

6. Verantwortlichkeit und Rechtspflege
6.1. Verantwortlichkeit
Sorgfalts- 
und Schwei-
gepflicht

Art. 133 1 Die Mitglieder der Gemeindeorgane und 
das Gemeindepersonal haben ihre Amtspflichten ge-
wissenhaft und sorgfältig zu erfüllen.

- gemäss Musterreglement AGR

2 Sie haben Dritten gegenüber verschwiegen zu sein 
über Wahrnehmungen, die sie bei der Ausübung ihres 
Amtes machen.

- gemäss Musterreglement AGR
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3 Die Schweigepflicht besteht auch nach Ausscheiden 
aus dem Amt.

- gemäss Musterreglement AGR

Disziplinari-
sche Verant-
wortlichkeit

Art. 134 1 Die Mitglieder der Gemeindeorgane und 
das Gemeindepersonal unterstehen der disziplinari-
schen Verantwortlichkeit.

- gemäss Musterreglement AGR

2 Das Regierungsstatthalteramt ist Disziplinarbehörde 
für die Mitglieder des Gemeinderates und des Rech-
nungsprüfungsorgans.

- gemäss Musterreglement AGR

3 Der Gemeinderat ist Disziplinarbehörde für die übri-
gen Gemeindeorgane und das Gemeindepersonal.

- gemäss Musterreglement AGR

4 Die Disziplinarbehörde trifft während des disziplinari-
schen Verfahrens die nötigen vorsorglichen Massnah-
men wie Einstellung der oder des Betroffenen im Amt 
oder Beweissicherung.

- gemäss Musterreglement AGR

5 Vor dem Verhängen einer Disziplinarstrafe ist der 
oder dem Betroffenen das rechtliche Gehör zu gewäh-
ren.

- gemäss Musterreglement AGR

6 Es können folgende Disziplinarstrafen verhängt wer-
den:
a Verweis,
b Busse bis CHF 5‘000.00,
c Einstellung im Amt bis zu sechs Monaten mit Kür-

zung oder Entzug der Besoldung.

- gemäss Musterreglement AGR

7 Die Disziplinarbehörde veranlasst die Abberufung 
durch die zuständige kantonale Behörde, wenn Unfä-
higkeit, dauerhaft ungenügende Leistungen, schwere 
oder wiederholte Dienstpflichtverletzung oder ein an-
derer wichtiger Grund die Fortsetzung der Amtsfüh-
rung unzumutbar machen.

- gemäss Musterreglement AGR

Vermögens-
rechtliche 
Verantwort-
lichkeit

Art. 135 1 Die Gemeinde haftet für den Schaden, den 
ihre Organe und das Gemeindepersonal bei der Aus-
übung ihrer amtlichen Tätigkeit widerrechtlich verursa-
chen.

- gemäss Musterreglement AGR

2 Die Gemeinde haftet subsidiär für den Schaden, den 
andere Trägerschaften öffentlicher Gemeindeaufgaben 
bei der Ausübung der ihnen übertragenen Tätigkeiten 
widerrechtlich verursachen.

- gemäss Musterreglement AGR

3 Die Gemeinde kann auf die Mitglieder ihrer Organe 
und das Gemeindepersonal, welche den Schaden ver-
ursacht haben, in gleicher Weise Rückgriff nehmen, 
wie der Kanton gegenüber seinen Organen.

- gemäss Musterreglement AGR

4 Die besondere Gesetzgebung bleibt vorbehalten. - gemäss Musterreglement AGR
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6.2. Rechtspflege
Beschwerde Art. 136 1 Gegen Beschlüsse, Verfügungen und 

Wahlen sowie Abstimmungen von Gemeindeorganen 
kann nach den kantonalen Bestimmungen (insbeson-
dere Verwaltungsrechtspflegegesetz) Beschwerde ge-
führt werden.

- gemäss Musterreglement AGR

2 Vorbehalten bleibt die besondere Gesetzgebung (ins-
besondere Baugesetz).

- gemäss Musterreglement AGR

7. Übergangs- und Schlussbestimmungen
Ergänzende 
Vorschriften

Art. 137 Für Fragen, die in diesem Reglement nicht 
geordnet sind, gelten sinngemäss das kantonale Ge-
meindegesetz sowie die kantonale Gesetzgebung über 
die politischen Rechte.

Neu Gemäss Vorprüfung AGR

Strafen Art. 138 Wer gegen Bestimmungen dieses Regle-
ments und gestützt darauf erlassene Verfügungen von 
Gemeindeorganen verstösst, wird mit einer Busse bis 
CHF 5'000.-- bestraft, sofern nicht eidgenössische 
oder kantonale Strafvorschriften oder Disziplinarstraf-
bestimmungen anwendbar sind.

Neu Gemäss Vorprüfung AGR

Anhänge Art. 139 Die Gemeindeversammlung erlässt die An-
hänge I (Kommissionen) und II (Ausschüsse) im glei-
chen Verfahren wie dieses Reglement.

- gemäss Musterreglement AGR

Übergangs-
bestimmun-
gen

Art. 140 1 Die Gemeindeorgane werden erstmals im 
Oktober 2026 auf den 1. Januar 2027 nach diesem 
Reglement gewählt.

- gemäss Musterreglement AGR

2 Die unter dem bisherigen Reglement geleisteten 
Amtsdauern werden, unter Vorbehalt von Absatz 3, in 
die Berechnung der Amtszeitbeschränkung vollum-
fänglich einbezogen.

Übergangs-
regelung für 
angefan-
gene Amts-
dauern

Art. 61 2 Die beim Inkrafttreten dieser Ge-
meindeordnung angefangenen Amtsdauern 
des Gemeinde- und Gemeindevizepräsidi-
ums, der übrigen Mitglieder des Gemeinde-
rates sowie der Mitglieder der ständigen 
Kommissionen und der Beamten enden auf 
den 31. Dezember 2006.

- gemäss Musterreglement AGR
- Umformulierung

3 Die Amtsdauern der bisherigen Gemeindeorgane en-
den am 31. Dezember 2026. Hat diese letzte Amts-
dauer unter altem Reglement nicht volle vier Jahre ge-
dauert, wird sie nicht an die Amtszeitbeschränkung an-
gerechnet.

Übergangs-
regelung zur 
Amtszeitbe-
schränkung

Art. 62 Nach bisherigem Recht geleistete 
Amtsdauern werden bei der Berechnung 
der Amtszeitbeschränkung (Artikel 27) an-
gerechnet.

- gemäss Musterreglement AGR
- Umformulierung

formale An-
passung von 
Gemeinde-
reglementen

Art. 141 Der Gemeinderat passt innert zwei Jahren 
seit der Inkraftsetzung des vorliegenden Organisati-
onsreglements die bisherigen organisationsrechtlichen 
Bestimmungen in sämtlichen Gemeindereglementen 

formale An-
passung von 
Gemeinde-
reglementen

Art. 63 Der Gemeinderat passt innert 
zweier Jahre die bisherigen organisations-
rechtlichen Bestimmungen in sämtlichen 
geltenden Gemeindereglementen und Ver-

- Umformulierung
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und -verordnungen formal an, soweit diese dem Orga-
nisationsreglement widersprechen.

ordnungen formal an, soweit sie dieser Ge-
meindeordnung widersprechen. 

Inkrafttreten Art. 142 1 Dieses Reglement tritt unter Vorbehalt der 
rechtskräftigen Genehmigung durch das Amt für Ge-
meinden und Raumordnung auf den 1. Januar 2027 in 
Kraft.

- gemäss Musterreglement AGR

2 Es hebt die Gemeindeordnung vom 13. Juni 2005, 
das Reglement über Gemeindeversammlungen und 
Gemeindewahlen vom 5. Dezember 2005 und weitere 
widersprechende Vorschriften auf.

2 Es hebt das Organisationsreglement vom 13. Juni 
2005 und weitere widersprechende Vorschriften auf.

- gemäss Musterreglement AGR


